Europäische Union 1943 / Dr. Georg Groscurth / Dr. Anneliese Groscurth / Der Groscurth-Ausschuß ab 1951      S. 23

24.12.1904
Georg Groscurth in Unterhaun (bei Kassel) geboren
Steinbach/Tuchel 1994, 71

12.  9.1910
Anneliese Plumpe in Essen geboren
KK

1933
Georg Groscurth und Robert Havemann werden als Mitarbeiter des KWI entlassen, da man sie kommunistischer Neigungen verdächtigte.
Steinbach/Tuchel 1994, 71

1934
Seit 1934 arbeitete Georg Groscurth am Krhs. Moabit, wo er 1939 Oberarzt wurde und dessen Leitung er bei Kriegsbeginn übernahm.
Steinbach/Tuchel 1994, 71

19.12.1938
Sie promovierte am 19.12.1938 und wurde am (...)       (Verfassungsschutzbericht vom 13.6.56)
Rep. 58 I 2

1939
...1938 approbiert, 39 Eheschließung, dann zunächst nicht praktiziert, ... (LG-Vernehmung 1957)
Rep. 58 I 113ff

1941
Groscurth Georg + Dr. med. habil. Doz., Oberarzt a. d. IV. Med. Univ.-Klin.    Chlb 9 Ahornallee 10
Berliner Telefonbuch

1941
Schon 1941 gehörte dem Kreis um Havemann (Bismarckstr. 100) und Groscurth (Ahornallee 10) auch der Sprachwissenschaftler Wladimir Broser aus Litauen an, ... 
Wörmann 1991, 112; 

Wörmann 1998, 137

18. 6.1941
Sohn Jan geboren   (FCD 21, 24f, 73: „Rolf“)
KK

1942
Eine bedeutende illegale Gruppe fand sich etwa im Jahre 1942 in Berlin zusammen. Führend an ihr beteiligt waren...
Weisenborn, 155

30. 5.1943
Sohn Peter geboren    (FCD 20ff, 73: „Axel“)
KK

15. Juli 1943
Gründung der E.U. durch Georg Groscurth, Robert Havemann, Paul Rentsch und Herbert Richter am Rankeplatz (Rankestr. 19, Dachgeschoß)
Wörmann 1991, 113

FCD 120-126

28. 7.1943
Flugblatt „An die Mitarbeiter der Europäischen Union“ (...Hoffnung auf ein bevorstehendes Ende des Nationalsozialismus ... Hinweise zum konspirativen Arbeiten ...)
Wörmann 1991, 114; 

1998: 139f

1942/43
Judenrettung der E.U.: „Das Ausmaß dieser Rettungsbemühungen ist noch nicht hinreichend erforscht.“ (folgen Namen von 8 Geretteten, s.u.*) Kosmala/Schoppmann (Hg.), 
Solidarität und Hilfe für Juden, Bd. 5, S. 218f 

Sept. 1943
Gruppe von der Gestapo zerschlagen
Weisenborn, 155

4. 9.43
Mit seiner Frau Anneliese wurde G. am 4. September 1943 an seinem Urlaubsort verhaftet (...)
LAB, C Rep. 118-01  und

Steinbach/Tuchel 1994, 71

5./6.9.1943
... von einem Spitzel verraten*. Am 5. und 6. September 1943 wurden Georg Groscurth in Hessen und Robert Havemann in Berlin sowie Herbert Richter und Paul Rentsch in ihren Wochenendhäusern am Scharmützelsee verhaftet. (...) 
Wörmann 1991, 115; 1998, 140

  *vgl. FCD 139-145

6.10.1943
Am 6. Oktober begannen die Verhaftungen. (...) Die Verhöre (...) in der Prinz-Albrecht-Straße 8 (...) dauerten zweieinhalb Monate bis Mitte November.
Wörmann 1991, 113 und 115

15./16.12.43
Die Hauptverhandlung gegen die Gruppe vor dem Volksgerichtshof fand bereits am 15./ 16. Dezember unter dem Vorsitz von Freisler statt.  (4 Todesurteile)
Wörmann 1991, 115 und  Urteil des VGH (16 S.)

März 1944
Manchmal biegt sie [1951] um die Ecke von der Lindenallee in die Ahornallee, wo das Haus stand, das sie mit Georg und den Kindern bewohnt hat, weggebombt im März 44. 
FCD 132

8. 5.1944
Hinrichtungen in Brandenburg: Georg Groscurth, Herbert Richter, Paul Rentsch 
Wörmann 1991, 156


„Nur Robert Havemann entging der Hinrichtung. Die Gründe sind bis heute nicht geklärt.“
FR 1.12.04                 ??

28. 1.1946 
OdF-Antrag 4069 – von Robert Havemann geschrieben und unterschrieben...

(am selben Tag anerkannt, Gruppe IV)      statt wie sonst  üblich  drei Bürgen hier  nur einer:

„Ich bürge für sie: 1. Dr. Robert Havemann, Berlin-Dahlem, Faradayweg 8.“
LAB  C Rep. 118-01



11. 2.1946
Magistrat der Stadt Berlin, Hauptamt für Sozialwesen / Hauptausschuß „Opfer des Faschismus“ an den Herrn Bürgermeister in Berlin-Charlottenburg

Frau Dr. Anneliese  G r o s c u r t h  ist die Gattin des am 8. 5.1944 hingerichteten ... 
NL

8. 8.1946
Frau Dr. Anneliese Groscurth wird Angestellte des BA Charl. (zunächst nebenamtl. Ärztin)
KK

1946
1946 zählte man 3439 ... vermißte Personen in Berlin. (Details in Anm. 209 in St./Kr.)
St./Kr., 60f  (= Entführte ?)

1.2.1947
- als Ärztin, Verg.-Gr. II
KK

1947
... 1947 2586 vermißte Personen in Berlin.     (Details in Anm. 209 in St./Kr.)
St./Kr.         (= Entführte ?)

21. 2.1948
Leiter des OdF-Hauptamts (Bock) an Hauptmann Ziegelmeyer, Präsident des Ausschusses für öffentliche Verwaltung, Alliierte Kommandantur Berlin, Berlin-Dahlem, Kaiserswerther Str. 16/18:  ...weil sie selbst wesentlich an der Tätigkeit der Widerstandsgruppe beteiligt war. (...)

Im Einverständnis mit ihren Kameraden war sie der NSV beigetreten, um dadurch Erleichte-rungen bei der Durchführung der illegalen Tätigkeit zu erhalten.  Diese Mitgliedschaft in einer  ns. Organisation konnte uns nicht veranlassen, bei der Anerkennung dieser Dame im Zweifel zu sein. (...) Frau Dr. Anneliese Groscurth gegenüber halten wir es für unsere Pflicht, Ihnen, sehr geehrter Herr Hauptmann, mitzuteilen, dass wir diese Dame für eine Mitglied-schaft in einer antifaschistischen Organisation für sehr würdig halten. 
LAB C Rep. 118-01 

Nr. 4069

1.6.1949
... und wurde am 1.6.1949 beim Gesundheitsamt Charlottenburg als Sozialversicherungs-Ärztin ohne Facharzt-Anerkennung registriert und zugelassen.  (VS-Bericht 13.6.56)
Rep. 58 II 2ff

3. 6.1948
Groß-Berlin / Bezirksamt Charlottenburg, Abteilung für Gesundheitsdienst, Dr. Pu./Zi. 

B e s c h e i n i g u n g         Frau Dr. med. Anneliese Groscurth, geb. 12.9.10, wohnhaft Charlottenburg, Lindenallee 40, ist Leiterin der Amtsärztlichen Untersuchungsstelle des Bezirks Charlottenburg. Sie befindet sich auf einer Dienstreise nach Frankfurt/Main und zurück. Es wird gebeten, Frau Dr. G. in jeder Weise zu unterstützen und sie bevorzugt abzufertigen.            (mit Siegelabdruck Ges Cha)
NL

1948 + 1950
Groscurth Anneliese Dr. med, Ärztin, Lindenallee 40
Berliner Telefonbücher

9.12.1949
Neue Zeitung Nr. 282 über Bundespräsident Heuss: Wir brauchen keine Wehrmacht ! (...)

(ms. Abschrift mit Zusatz:) Renate: Frau Dr.* wird noch angeben, welche Sätze zu nehmen sind und dann werden als Fotocopie den Zeitungsausschnitt nehmen
NL

* vermutlich Anneliese 

   Groscurth

17.12.1949
Brief Kaul An die Gefangenenhilfe Groß-Berlin / z. Hd. von Frau Adolph, Berlin W 8, Charlottenstr. 46
LAB C Rep. 901 Nr. 552

(Vorläufer des Gr.-Aussch.) 

4. 8.1950
Verfassung von Berlin vom 22. April 1948 in der Fassung vom 4.8.50. Vorspruch:

In dem Willen, Freiheit und Recht jedes einzelnen zu schützen, Gemeinschaft und Wirtschaft demokratisch zu ordnen, dem Geiste des sozialen Fortschritts und des Friedens zu dienen, (...) hat sich Berlin diese Verfassung gegeben.
VvB 1950, S. 3. – 

Vgl. Art. 2 und 3: 

Wahl und Volksentscheid

11. 9.1950
Alliierte Anordnung Nr. 501:  Schriften, handschriftlich oder gedruckt        (= umfassendes Verbot, abgedruckt in Die Verletzung der demokratischen Grundrechte in Westberlin, S. 42f)
Broschüre im NL

Sept. 1950
Anneliese Groscurth will mit Politik nichts zu tun haben. (...) 

Sie schweigt, als am Gedenktag für die Opfer des Faschismus im September 1950 Juden und Kommunisten, die gegen Hitler gekämpft haben, von der westberliner Polizei, überwiegend ehemalige Nazis, blutig geschlagen werden. (...) Zum Glück gibt es Robert, (...)
FCD 162

FCD 163

6.11.1950
NF-Sekretariat beschließt: Konstituierung eines Komitees zum Schutze deutscher Patrioten
NF 58

10.11.1950
(Ost-)Zeitungsausschnitt: Jetzt hat Westberlin den „richtigen“ Mann



         USA-Polizeispezialist mit „Korea-Erfahrung“ eingetroffen

Als Überwachungsoffizier für die Westberliner Polizei im amerikanischen Sektor und als Stellvertreter des Leiters der Abteilung für „öffentliche Sicherheit“ der amerikanischen Okku-pationsbehörden in Berlin traf jetzt Claude Broom in Berlin ein. Das USA-Informationsamt brüstet sich in seiner Veröffentlichung Nr. 0874 damit, daß Broom – zu deutsch „Besen“ – 

über besondere Erfahrungen in Korea verfügt. Aus dem Bericht geht hervor, daß Broom die Südkoreanische Polizei bereits in den Jahren 1945-1947 umorganisiert und auf den Bürger-krieg vorbereitet hat. (...)
LAB C Rep. 905-03 Nr. 21

21.12.1950
Protokoll einer Rundfunksendung am 21.12.50 über die Arbeit der Rechtshilfe der Nat. Front, Dialog Kaul und Frau Adolph, 4 S.            Auszüge:

Kaul:  (...) Im allgemeinen läuft es also auf einen Wettlauf zwischen Rechtshilfe und Gericht hinaus.

Adolph: So ist es, aber ich kann Ihnen versichern, dass wir bislang immer noch die flinkeren waren und es auch zu bleiben gedenken ! Jedenfalls nutzen die westlichen Justizbehörden hemmungslos jede auch nur geringste Möglichkeit aus, die Menschen, die sich gegen den Krieg und für die Ächtung der Atombombe offen aussprechen, zu terrorisieren. 

Gewöhnlich werden diese Fälle von Schnellrichtern abgehandelt. (...)

Dr. Kaul: Können Sie unseren Hörerinnen und Hörern Näheres über den Umfang der Arbeit der Ihnen unterstellten Rechtshilfe der Nationalen Front sagen, Frau Adolph ?

Adolph: Aber gern ! In den knapp zwei Jahren ihres Bestehens hat die Rechtshilfe der NF (...) Verteidiger gestellt, ihre Angehörigen wurden beraten und unterstützt.    
LAB C Rep. 901 Nr. 553

Zahlenangaben vorgesehen, fehlen hier aber.

um 1950 
Antrag Entschädigungsrente nach dem PrV-Gesetz und BEG 
Akte im LABO 

20. 4.1951
ND: Remilitarisierung bedeutet Krieg ! (...) Neue Ausschüsse in Westberlin.  (...) 

In Lichtenrade, Charlottenburg und Tiergarten bildeten Frauen Ausschüsse für die Volks-befragung.
ND-Titelseite

21. 4.1951
Tsp: Kommunistische Umtriebe strafbar*. Der SPD-Bundestags-Abgeordnete Wehner bezeichnete die von dem kommunistischen „Friedenskomitee“ in Düsseldorf vorbereitete Unterschriftensammlung als Teil einer von Pankow aus geleiteten Aktion im sowjetischen Kampf gegen die demokratische Entwicklung der Bundesrepublik. Bisher habe die SPD vergeblich versucht, der Regierung und den Koalitionsparteien nahezulegen, diese Aktion sofort für ungesetzlich zu erklären (...).
Tsp  / DT

* das Gegenteil ist gemeint: 

zum Leidwesen der SPD ist die Befragung noch nicht als strafbar erklärt.

25. 4.1951
Tsp: Der massivste sowjetdeutsche Angriff – Maßnahmen gegen kommunistische Umtriebe ? (Anfrage der Reg.-Parteien an den Bundestag) Hundert Rechtsanwälte aus dem Bundes-gebiet, die mit den Kommunisten sympathisieren, (...)
Tsp. / DT

27. 4.1951
Tsp.: Bonn wehrt sich gegen Staatsfeinde – Bundesregierung beschließt Verbot der kommunistischen Volksbefragung / Als erstes Bundesland hat Hessen am Donnerstag ...
Tsp-Titelseite, DT

(= am 26.4.)

28. 4.1951
Tsp.: Bisher in sechs Ländern verboten – Die ersten Maßnahmen gegen die kommunistische Volksbefragung (Hessen, Hamburg, Niedersachsen, Bremen, Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz;  Württemberg-Baden bereitet vor)

Am Mainzer Hauptbahnhof wurden mehrere Zentner kommunistischer Flugblätter beschlag-nahmt, die zur Volksbefragung aufforderten. 
Tsp.-Titelseite, dpa

29. 4.1951
ND: Zentraler Ausschuß für Volksbefragung gegen Remilitarisierung in Westberlin gegründet. (...)  Am Sonnabend, dem 28. April 1951, 19 Uhr, konstituierte sich in Westberlin (...) [folgt der Text der Erklärung] Berlin-Charlottenburg, 28. April 1951
ND-Titelseite

darunter: Volksabstimmung in Westberlin hat begonnen

1. 5.1951
Tsp: Senat verbietet rote Volksbefragung.  Der Senat hat am Montag (= 30.4.) ... auch für Berlin die kommunistische Volksbefragung (...) verboten.        (nur Senatsbeschluß, vgl. 9.10.51)
Tsp-Titelseite

1. 5.1951
Tsp.: Kommunistenfiliale in Westberlin. Ein „Zentraler Ausschuß für Volksbefragung in Westberlin“ hat am Montag eine Liste mit 24 Namen veröffentlicht und gleichzeitig mitge-teilt, daß „das Präsidium des Zentralausschusses“ am 2. Mai um 16 Uhr eine Pressekonferenz bei Frau Dr. Großcurth in Charlottenburg, Lindenallee 40, veranstalten wolle. 
Tsp. / dpa (mit Namenliste)
FCD 130



1. 5.1951
ND: Heute demonstriert ganz Berlin gegen Remilitarisierung – für Frieden. (...) Repräsentanten aller Westberliner. Namentliche Liste des Zentralen Ausschusses gegen Remilitarisierung in Westberlin.  Dem am Sonnabend gebildeten Zentralen Ausschuß für Volksbefragung in Westberlin gehören folgende Persönlichkeiten an:

Dr. Walter Schmidt, Dramaturg des früheren Schillertheaters Berlin, Mitglied des Haupt-ausschusses der Weltbürger, Charlottenburg;

Frau Dr. med. Anneliese Großcord, praktische Ärztin, Berlin-Charlottenburg;

Daniel Hartling, Fabrikant, Berlin-Kreuzberg; (...)
ND-Titelseite

1. 5.1951
Tsp-Artikel  / „In ihrer Wohnung findet 1951 die Pressekonferenz einer „Volksbefragung“ gegen die Wiederbewaffnung statt. Der West-Berliner „Tsp.“ machte daraus eine „kommunistische Volksbefragung“ und entschied mit der Hinzufügung des Wörtchens „kommunistisch“ ihr Schicksal für Jahrzehnte.   
FAZ 6.10.04

vgl. FCD 130

2. 5.1951
... erklärte sich die Klägerin damit einverstanden, daß am 2.5.1951 von dem ersten Vorsitzen-den des Ausschusses, Dr. Walter Schmitt, in ihrer Wohnung in Berlin-Charlottenburg, Lin-denallee 40, eine Pressekonferenz abgehalten würde, um die westberliner Bevölkerung über die Zielsetzung und die Bestrebungen des Ausschusses zu informieren. Diese Pressekonfe-renz fand auch wie vorgesehen statt. An ihr nahmen 25 bis 30 Journalisten teil. (...) Die Klägerin, die ihre Wohnung und die Sitzgelegenheiten zur Verfügung gestellt hatte, war bei der Konferenz zugegen und duldete sie. (...)
Urteil des Landesarbeits-gerichts vom 22.4.1952, 

im NL, S. 2

3. 5.1951
ND: Westberlin stimmt gegen die Remilitarisierung / Kreisausschüsse in Charlottenburg und Wilmersdorf / (...) Unter Berufung auf den Artikel 47 der Westberliner Verfassung wurde am Montag in einer überfüllten Versammlung (...) darunter:  Ganz Westdeutschland demonstrierte
ND-Titelseite  

...am 1. Mai für Volksbe-fragung                  (??)

4. 5.1951
Am 4. Mai wird sie ins Bezirksamt Charlottenburg bestellt. Sie ahnt, daß es um die Volks-befragung gehen wird, und steckt die Berliner Verfassung in die Handtasche. Zwei Herren verhören sie und verschweigen, daß ein Disziplinarverfahren eröffnet wurde.  (...)
FCD 130

4. 5.1951
...die Beklagte... lud daher die Klägerin am 4. 5.1951 vor das Rechtsamt des Bezirksamtes Charlottenburg, um den Sachverhalt zu klären (...). Zu ihrer Vernehmung erschien die Kl. mit einem Exemplar der Berliner Verfassung. (...) Die Verfassung sehe die Möglichkeit eines Volksentscheides vor. Niemand dürfe an der Wahrnehmung seiner staatsbürgerlichen Rechte gehindert werden, und zwar insbesondere nicht durch sein Arbeitsverhältnis.
Urteil des Landesarbeits-gerichts (22.4.1952), NL, S. 2 und 3 / Vernehmungsprot. Dr. Hermann Müller, 22.4.1952, s. Kopie

7. 5.1951
Das Bezirksamt beschloß am 7.5.1951, gegen die Klägerin auf Grund der §§ 8, 1 Ziff. 2 DDO als Dienststrafe die Dienstentlassung nach fristloser Kündigung auszusprechen.
Urteil des Landesarbeits-

gerichts v. 22.4.1952, S. 3

7. 5.1951
Am 7. Mai wird das Schreiben des Bezirksbürgermeisters an die leitende Amtsärztin ausge-fertigt: Dienststrafe, fristlose Entlassung zum 9. Mai. (...)
FCD 131

9. 5.1951
Nachdem der Betriebsrat in seiner Sitzung am 9.5.1951 seine Zustimmung zu der Dienst-entlassung der Klägerin gegeben hatte, wurde der Klägerin der Strafbescheid mit Behän-digungsschein zugestellt. 
Urteil des Landesarbeits-gerichts (22.4.1952), S. 3

9. 5.1951
Ende der Beschäftigung der Angestellten
 Frau Dr. Anneliese Groscurth im BA Charl.
KK

10. 5.1951
ND: Reuter läuft Amok – Kriegsdienstverweigerer-Versammlung verboten / ...


17. 5.1951
Eine Woche später kann der Tagesspiegel triumphieren: Rote Propagandistin entlassen. (...) Es folgen Briefe und nächtliche Anrufe: Verschwinde, du rote Sau, Heil Hitler ! (...)
FCD 131 

(Tsp-Kopie im NL)

19. 5.1951
ND: Frau Dr. Groscurth kämpft weiter / Klageerhebung gegen Westverwaltung und den „Tagesspiegel“ / „Die Liebe zu meinen beiden Jungen im Alter von 8 und 10 Jahren, meine tragischen Erfahrungen in der Vergangenheit und das tägliche Erleben als Ärztin haben mich dazu bestimmt, mich für die Erhaltung des Friedens einzusetzen. (...)“ ... Klage beim zuständigen Arbeitsgericht eingereicht...
ND

19. 5.51
Tsp: „Volksbefragung“ durch SSD / „Westberliner“ (Kommentar: die drei Kategorien von „Westberliner Mitgliedern sogenannter Volksbefragungsausschüssen“) ... Bärwinkel ... 

in der sogenannten Pressekonferenz der inzwischen fristlos entlassenen Charlottenburger Amtsärztin Groscurth... 
Tsp / UP

19. 5.1951
...hat sie dann gegenüber der ostsektoralen Presse ein Interview gegen, das von übelsten Angriffen gegen ihre Vorgesetzten und gegen die amerikanische Besatzungsmacht strotzt und hat eindeutig erklärt, daß sie „nun erst recht mit doppelter Energie in dem Zentralausschuß arbeiten“ wird. Sie hat damit also, obschon ihr inzwischen die Meinung ihres Arbeitgebers und der westberliner Öffentlichkeit über diesen Ausschuß ausreichend bekannt war, ihren Affront gegen den Arbeitgeber fortgesetzt und diesen bewusst herausgefordert, um sich dafür in der östlichen Presse belobigen zu lassen. Zum Beleg hierfür wird ein Zeitungsausschnitt vom 19. Mai 1951 (Berliner Rundschau) anbei überreicht. (...)  
RA Max Wolter, 28.12.1951 an das Landesarbeitsgericht, S.2

mit einem originellen Rück-blick auf die Nachkriegszeit (S. 3)


20.5.1951
ND: Frau Dr. Groscurth ist nicht allein / Westberliner Ärzte protestieren gegen Reuters Will-kürmaßnahmen.  Gegen die Entlassung der aufrechten Friedenskämpferin und Ärztin, Frau Dr. Groscurth, erheben große Teile der Bevölkerung schärfsten Protest. Besonders ihre Berufs-kollegen – Ärzte aus Westberlin – brandmarken die Handlungsweise der Reuterverwaltung. (...)
ND

26. 5.1951
ND: (...) Professor Havemann fordert Zusammenfassung und Einsatz aller Kräfte...

In einer großen programmatischen Rede forderte gestern abend der Vorsitzende des Großb...
ND-Titelseite



1951
Berlin sagt ja zum Frieden ! Rede des Vorsitzenden des Gross-Berliner Friedenskomitees Professor R. Havemann. Berlin, o.J. [1951]  11 S.
bac 2001: StB Frhn

29. 5.1951
ND: Solidarität mit Frau Dr. Groscurth / Gegen die Entlassung... als Charlottenburger Amts-ärztin protestieren täglich Ärzte, Krankenschwestern, Frauen und Mütter aus allen Teilen Berlins. (...) starke Sympathie für ihr mutiges Eintreten im Friedenskampf...
ND-Titelseite

31. 5.1951
(Kripo)...wurde bei Herrn Dr.  Walter Schmitt, Berlin-Charlottenburg, Knobelsdorffstr. 96 wohnhaft, ein Exemplar „Verfassung von Berlin“ zum Preise von 0,30 DMW, auf dem Rudolph Wilde Platz gefunden und als Beweismaterial sichergestellt. (...) Obersekretär
Die Verletzung der demo-kratischen Grundrechte in Westberlin, S. 64 (Abb.)

Mai 1951
Offener Brief des „Zentralen Ausschusses für Volksbefragung“ an Prof. Reuter:

„Herr Professor Reuter, warum fürchten Sie die Volksbefragung ? Hat die Berliner Bevölke-rung noch nicht genug Leid durch den Krieg erfahren ? Ist es nicht das demokratische Recht der Berliner, über Krieg und Frieden selbst zu entscheiden ? (...)“
Die Verletzung der demo-kratischen Grundrechte in Westberlin, S. 26

1. 6.1951
20. (Außerordentliche) Sitzung des Senats von Berlin. Der Senat erläßt eine Polizeiverordng. gegen die kommunistische Volksbefragung, (...)  (ist abgedruckt in „Die Verletzung der...“ S. 34)
Berlin-Chronik 1951-1954, S. 99 Nr. 1a

2.6.1951
Im Gesetz- und Verordnungsblatt wird eine Bekanntmachung und eine Polizeiverordnung (beide vom 1.6.) zur „Volksbefragung gegen die Remilitarisierung“ veröffentlicht

(...mit Geldstrafe bis zu 150 DM oder... mit Haft bis zu 2 Wochen bestraft.)
GVBl. (7) Nr. 29, S. 389;

Pol.VO abgedruckt in Die Verletzung der..., S. 25

2. 6.51
Tsp: Maßnahmen gegen „Volksbefragung“.  Am Freitag (= 1. 6.) wurde vom Senat eine Polizeiverordnung beschlossen, die Maßnahmen gegen die von den Gewalthabern der Sowjet-zone organisierte Volksbefragung vorsieht. ... Versammlungen... verboten.   ... Haft bis zu zwei Wochen oder... Geldstrafe bis zu 150 DM...    In einem Aufruf des Senats an die Bevöl-kerung des Ostsektors und der Sowjetzone wird die Volksbefragung als ein Manöver nach dem Vorbild der NSDAP bezeichnet. (...)
Tsp.-Titelseite, DT

Text im GVBl. vom 2.6.51, 

S. 389

(1. 6.1951)
Die Polizeiverordnung vom 1.6.1951 betreffend Maßnahmen gegen die von den Gewalt-habern der Sowjetzone betriebene Volksbefragung sei zur Zeit der Kündigung noch gar nicht erlassen gewesen. Sie sei außerdem verfassungswidrig und daher ungültig.
Urteil des Landesarbeits-gerichts (22.4.1952), S. 5

3. bis 5.6.51
Volksbefragung im Ostsektor Berlins, mit Zustimmung des Stadtsowjets
Tsp. 16. Mai 1951

6. 6.1951
ND: Wenn alle Menschen so wären...  Ein Brief an Frau Dr. Groscurth von einer verdienten Ärztin des Volkes (...) Frau Dr. Anne-Marie Schnelle...
ND

14. 6.1951
„Gesetz zum Schutze der persönlichen Freiheit“ vom Abgeordnetenhaus beschlossen, verkündet im Gesetz- und Verordnungsblatt vom 26. Juni 1951
GVBl. (7) Nr. 33, S. 417f

15. 6.51
Tsp: Wo die meisten Neinsager waren – Eine Untersuchung der Volksbefragungs-Ergebnisse     (zwischen 3,26 und 4,97 % Neinstimmen in der Ostzone)
Tsp / Ernst Richert

15. 6.51
Tsp: RA Kemritz aus Hamburg verschwunden, angeblich nach Heidelberg gebracht
Tsp.; vgl. Smith 2004

20. 6.1951
Bericht, Verhandlung vor dem Senator für Arbeit, Hildegardstr. 29/30   (Verfasser: E.-R. Hintz)
NL (3 S.)

20. 6.51
...die Kündigung von anerkannten politischen Verfolgten ist nur mit Zustimmung des Senators für Arbeit nach Anhörung möglich (...)  Man hört Frau Groscurth an, man erkennt ihre Rolle im Widerstand an – und stimmt am 20.6. trotzdem der Kündigung zu. 
FCD 148    

vgl. Urteil vom 22.4.52, S. 6

4. 8.1951
Der Senator für Sozialwesen, III 1d PrV        Betr.: Zurückziehung der Anerkennung als Hinterbliebene eines politisch Verfolgten (PrV)      (zugestellt im Oktober)    siehe Abb. in:
Die Verletzung der demo-kra... in Westberlin, S. 67  

15.8.1951
Bericht im Spiegel über den 27-köpfigen Allparteienausschuß in West-Berlin zur Bekämp-fung der III. Weltjugendfestspiele. Unterausschußvors. ist der 2. Leiter der KgU, Ernst Til-lich. Strategie der Infiltration ? Unterausschußvors. Birkenfeld: Volkstanz und Singwettstreit. 
Spiegel, S. 5f

15.8.1951
„Rund 10 000 FDJ-Angehörige überschreiten am 15. August in Marschformationen die Sektorengrenze zu den West-Berliner Bezirken Neukölln, Kreuzberg und Wedding. (...)“
Berlin-Chronik 1951-1954, Berlin 1968, S. 152

15.8.1951
„... Ereignisse vom 15.8.51, als die Westberliner Polizei Teilnehmer der Weltfestspiele brutal niedergeknüppelt hatte.“ 
FR 1.12.04  

FCD 148f

17.8.1951
Spdr. Volksblatt: Neunzehn Polizisten verletzt – 14 500 FDJler randalierten in Westberlin
LAB, C Rep. 905-03 Nr. 21

18.8.1951
Fritz Flatow, Mathematik-Student an der FU, wird in Potsdam bei dem Versuch festgenom-men, Flugblätter an sowjetische Soldaten zu verteilen. 

Er wird wie der FU-Student Friedrich Prautsch am 20. März 1952 in Moskau erschossen.
Kleine Chronik der FU

(internet)

19. 8.1951
Presseberichte im Westen: Polizeipräsident Stumm empfängt verletzte Polizisten, dankt ihnen und beschenkt sie. Schwerverletzte werden vom Kommandeur der Schupo Duensing besucht.
LAB, C Rep. 905-03 Nr. 21

21.8.1951
Sitzung des Politbüros des Zentralkomitees, TOP 2: Bericht über die Weltfestspiele der Jugend und Studenten für den Frieden und die weitere Kampagne, Berichterstatter: Honecker. 

(„Für die weitere Erziehung und Stählung der Kader der FDJ im Geiste des entschiedenen Kampfes gegen die ausländischen und westdeutschen Imperialisten verdient die Beachtung der ganzen Partei die große Friedenskundgebung der FDJ, welche am 15. August in den Westsektoren Berlins trotz des wütenden Terrors der Westpolizei...“)     „Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.“  „Die Genossen Honecker und Axen werden mit der Schlußredaktion beauftragt. (Anlage Nr. 1)“
BAL, SAPMO, Politbüro

(Mikrofiches) Prot. Nr. 62, 

S. 1

21.8.1951
SED-Landesleitung Groß-Berlin, 2. Sekretär  

V o r l a g e   zur Vorbereitung der Bildung des „Großberliner Komitees zum Schutze der demokratischen Rechte und zur Verteidigung der Patrioten in Westberlin“

1) Anknüpfend an die Friedensdemonstration in Westberlin am 15.August 1951 und die dabei stattgefundenen Ereignisse der Niederknüppelung und Verhaftung von hunderten von Jugend-lichen soll Frau Dr. Großcurth, die sich als Aerztin für die Weltfestspiele zur Verfügung gestellt hatte, einen offenen Brief an die gesamte demokratische Oeffentlichkeit richten, worin darauf hingewiesen und vorgeschlagen wird, eine Untersuchung der Vorgänge am 15. August 1951 durch ein zu bildendes Gremium vorzunehmen.

2) (...)       (zur Zusammensetzung des Ausschusses)

3) Genosse Heinz Marohn erhielt den Auftrag, mit Vertretern der Kreissekretariate Kreuz-berg, Neukölln, Wedding und der Betriebsparteiorganisation Anhalter Bahnhof, ... zu verhan-deln und sofort die Organisierung von Antworten auf den Brief der Frau Dr. Groscurth vorzunehmen.

Die Genossin Hilde Adolph wurde beauftragt, Adressen der verletzten Jugendlichen, ... festzustellen, ....

Der Genosse Alfred Schulz bezw. Heinz Brandt
 soll mit Frau Dr. Groscurth sprechen. Einen Briefentwurf sollen die Genossen Heinz Marohn und Alfred Schulz anfertigen.

4) Dieser Vorschlag (...) da eine Bewegung von gesamtdeutscher Bedeutung auf breitester Basis erreicht werden soll.                              Ernst Hoffmann 
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopien)

21.8.1951
Bericht in Sachen Prozess Groscurth... Arbeitsgericht I/211 (Erich-Richard Hintz)
NL (4 S.), Büro des Kl.-RA

22.8.1951
Meldung im Spiegel: Verkauf pornograf. Literatur während der Ost-Jugendspiele 3-5fach erh.
Spg., S.3

24. 8.1951
Am 24. August richtete die Charlottenburger Amtsärztin Frau Dr. Groscurth an die Berliner Bevölkerung und an Personen des öffentlichen Lebens einen Aufruf, zu diesen empörenden Vorgängen Stellung zu nehmen und Berichte von Augenzeugen und Opfern zu sammeln. 

Als Ergebnis dieses Aufrufes bildeten am 28. August einige Persönlichkeiten des öffent-lichen Lebens einen Ausschuß (Groscurth-Ausschuß), dem u.a. der bekannte Wissenschaftler Prof. Dr. Robert Havemann, Prof. Dr. Walter Neye und Prof. Dr. Alfons Steiniger angehörten.  Der aufrüttelnde Appell der Charlottenburger Ärztin Frau Dr. Groscurth und die ständig wachsende Empörung in allen Schichten der Bevölkerung gegen die unmenschlichen Terror-methoden der westberliner Polizei veranlasste diese Patrioten, eine objektive Untersuchung der Vorgänge vom 15. August in die Wege zu leiten.
LAB, C Rep. 905-03 Nr. 20 (= Manuskript der ursprün-glich BLAUBUCH betitel-ten Veröff. „Dokumente über die Zusammenhänge des organisierten Polizei-überfalls am 15. August 1951 (...)“

vgl. FCD 163f

24. 8.1951
Am 24. 8.1951 habe die Klägerin sogar einen Aufruf erlassen, „die schändliche Mißhandlung friedliebender Jugend am 15. 8.1951 in Westberlin durch die Stummpolizei“ zu untersuchen und alle Augenzeugen und „Opfer des Überfalls“ aufgefordert, sich bei ihr zu melden. Es sei daraufhin in Ostberlin ein sog. „Groscurth-Ausschuß“ gebildet worden, in dem laufend west-berliner Polizisten „verurteilt“ würden. Dies alles offenbare die hemmungslose Feindschaft der Klägerin gegen ihren Dienstherrn.
Urteil des Landesarbeits-gerichts (22.4.1952), S. 6

28.8.1951
Sitzung des Politbüros des Zentralkomitees, TOP 3: Stand der Arbeit des Hauptausschusses für Volksbefragung (sehr viele zusätzliche Personen „hinzugezogen“), TOP 4:

Aufgaben des westdeutschen Friedenskomitees (...)
BAL, SAPMO, Politbüro

(Mikrofiches) Prot. Nr. 63, S. 1-2, Anlagen Nr. 1 + 2

28.8.1951
Die ehemalige Charlottenburger Amtsärztin, Dr. Anneliese Groscurth, wegen ihrer aktiven Teilnahme am kommunistisch beeinflussten „Ausschuß zur Volksbefragung gegen Remilita-risierung“ aus ihrer Stellung entlassen (...), und mehrere der SED nahestehende Persönlich-keiten, darunter die Professoren Walther Neye, Alfons Steiniger und Robert Havemann, gründen den „Groscurth-Ausschuß für die Untersuchung der Vorgänge am 15. August“. 

Der Ausschuß fordert alle Berliner auf, die Augenzeuge der FDJ-Demonstrationen an der Sektorengrenze in West-Berlin waren oder „an einer direkten Untersuchung der Vorfälle interessiert sind“, dem Ausschuß beizutreten.
Berlin-Chronik 1951-1954, Berlin 1968, S. 161

- unter diesem Tag auch erwähnt in der Protest-Chronik, S. 476

ab 30.8.51
„Drohbriefe und Verleumdungen“ an Frau Dr. Gr.            (meist sachliche, interessante Briefe)
LAB C Rep. 905-03 Nr. 24

30. 8.1951
Dies schrieb Ihnen ein Ostsektoraner im Namen vieler, die auch so denken wie ich.





                               Berlin, den 30.8.51

Frau Dr. Groscurth !

   Damit Sie „objektiv“ einmal etwas über die Vorgänge am 15.8. hören, kann ich Ihnen sagen, dass sich die Westpolizei vollkommen korrekt verhalten hat. Bürgermeister Reuter hat die FDJ eingeladen, als friedliche Menschen herüberzukommen, aber ein Verbot erlassen, wonach jede Demonstration untersagt ist. Und wenn ein Lastwagen nach dem anderen auf-fährt, um die Demonstranten auszuladen und in geschlossenem Zuge in die Westsektoren marschieren zu lassen, so ist das gegen jedes Verbot und fordert die Gegenseite heraus.  

Nach meiner Meinung haben die Kommunisten viel zu wenig Keil(e) gekriegt. Ich hätte mal sehen mögen, wenn sich die Westsektoraner so etwas im Ostsektor erlaubt hätten, ich glaube, da wäre keiner lebend davongekommen.  Und Sie freches und unverschämtes Weib erdreisten sich, auch noch einen Ausschuss zu bilden.  

Wundern Sie sich nicht, wenn Sie eines schönen Tages mal ganz sanft in den Ostsektor verfrachtet werden, wie es schon anderen vor Ihnen ergangen ist.       

      -  dazu Umschlag: K. Meyer, Berlin, Lenin-Allee 208
LAB C Rep. 905-03 Nr. 24

Anf. Sept. ?
Planung des Ausschusses, Liste der empört zu sein habenden Kombinate usw.
LAB C Rep. 905-03 Nr. 24

Anf. Sept. ?
Aufgabenstellung für den neuen Ausschuß  (...), Organisationsplan (Konzept, mit Vorschlägen, wer welche Aufgabe übernehmen soll) 
LAB C Rep. 908 Nr. 84

3. 9.1951
Kreuzberger Bezirksbürgermeister Kressmann stellt Strafantrag gegen 12 Frauen aus Kreuzberg (= Vorstand der Ortsgruppe des Demokratischen Frauenbundes Kreuzberg)
LAB C Rep. 905-03 Nr. 20

9. 9.1951
[Rundfunk-]Portrait der Woche
Dr. Anneliese Groscurth        (2 ½ S.)      S.2: 

...wurde die Volksbefragung gegen die Remilitarisierung und für einen Friedensvertrag noch in diesem Jahre auch in Westberlin zu einem bedeutenden Erfolg.  (...)

Die Westberliner Verwaltung handelte, wie Hitler gehandelt hätte. Persönlicher Terror und wirtschaftlicher Druck sollte die Träger der Volksbefragungsbewegung ausschalten. Frau Dr. Groscurth wurde als Amtsärztin fristlos entlassen Wie unhaltbar diese Maßnahme ist, geht schon daraus hervor, daß ihr Beschwerdeprozeß schon seit Monaten vertagt wird – zweifellos unter dem Eindruck der zahlreichen Urteile in Westdeutschland, (...)   Bürgermeister von Kreuzberg, Kressmann, ins Gesicht geschlagen*, ...    wandte sich Frau Dr. Groscurth in einem Aufruf an die Bevölkerung ganz Berlins, ...

So, verehrte Hörer, führt mitten im Terror Westberlins eine Frau mit ihrem durch Erfahrung geschärften Blick und mit der Klugheit ihres Herzens den Kampf um Menschenliebe, der heute ein Kampf um Frieden ist. Sje ist eine von den unendlichen vielen, (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 84

* Mehrere FDJ-Zeuginnen gaben an, Kressmann habe sie geohrfeigt – worauf er sie anzeigte.

Willy Kressmann (SPD), 

Jg. 1907, war von Februar 1949 bis Dezember 1962 Bezirksbürgermeister von Berlin-Kreuzberg.

12. 9.1951
Pressekonferenz des Groscurth-Ausschusses, Eröffnung durch Vors. Prof. Dr.Havemann. U.a.: Vertreter des Berliner Rundfunks:  In der westlichen Presse hat man verschiedene diffa-mierende Notizen zu den Personalien einiger Mitglieder des Groscurth-Ausschusses lesen müssen.  Die Öffentlichkeit interessiert nun vor allem auch die Persönlichkeit der Friedens-kämpferin, die dem Ausschuß ihren Namen gegeben hat. Darf ich also an Frau Dr. Groscurth einige Fragen richten.  Zuerst die Frage: weshalb ist Ihr Gatte, Frau Dr. Groscurth, im Nazi-reich hingerichtet worden ?

Frau Dr. Groscurth:  Mein Mann war ein großer Hasser des Faschismus und hat in dieser Eigenschaft alles getan, um gegen den Nationalsozialismus zu arbeiten. Er ist deshalb im Mai 1944, nachdem er im September 1943 verhaftet worden war, hingerichtet worden.  Dieser Tod meines Mannes ist eigentlich die Triebfeder meines ganzen weiteren Handelns.

Vertreter des Berliner Rundfunks: Sind Sie also auf Grund der Erlebnisse bezüglich der Hinrichtung Ihres Gatten zur Friedensbewegung gekommen, oder haben Sie auch noch nach 1945 Erlebnisse oder Erfahrungen gehabt, die Sie als bekannte Ärztin in Charlottenburg bewogen haben, sich der Friedensbewegung anzuschließen ?

Frau Dr. Groscurth:  Von Natur aus bin ich ein Mensch, der danach strebt, in Frieden mit jedem Menschen auszu- (S. 24:) kommen. Daher auch meine Berufswahl!  Nach 1945 habe ich mit in jedem Jahre steigender Sorge gesehen, wohin der Weg uns wieder führt, und das ist der Grund meines jetzigen Eintretens gegen alle Dinge, die ein Mensch, der den Frieden liebt, 

nicht will.

Vertreter des Berliner Rundfunks: Dürfte ich Sie vielleicht bitten, sich etwas deutlicher auszudrücken, was Sie damit meinen, wenn Sie sagen „wohin der Weg jetzt führt“!

Frau Dr. Groscurth: Ich glaube, das muß uns nach den heutigen Besprechungen allen klar geworden sein. 

Der 15. August sagt wohl schon deutlich genug, wie stark die faschistischen Kräfte in Deutschland wieder geworden sind. 

Vertreter des Berliner Rundfunks: Hatten Sie Gelegenheit mit Verletzten des 15. August zu sprechen und sie zu fragen, warum sie überhaupt am 15. August in den Westsektor gegangen sind ? 

Frau Dr. Groscurth: Nein, persönlich bin ich bei den Verletzten noch nicht gewesen. Ich habe versucht, Verletzte in den Krankenhäusern im Westen zu sprechen. Dies ist mir aber bisher noch nicht gelungen.

Vertreter des Berliner Rundfunks: Ist Ihnen direkt verweigert worden, diese Verletzten aufzusuchen ?

- Nein, aber es bestand Unklarheit darüber, ob überhaupt und wo sich noch Verletzte befinden.
LAB, C Rep. 905-03 Nr. 15

ab S. 23

13. 9.1951
Tägliche Rundschau: Der Groscurth-Ausschuß beschloß auf seiner 2. Sitzung die Durch-führung eines Verfahrens gegen die Urheber der blutigen Überfälle auf die Jugend (...)  s. Kop.
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

- mit Foto (4 Personen)

18. 9.1951
Kreuzberger BzBm Kressmann an Frau Dr. Anneliese Groscurth (mit Abschriften der Anzeigen)
LAB C Rep. 905-03 Nr. 20

18. 9.1951
Vernehmung von Frau Dr. Gr. im Polizeirevier 124 (Heerstraße) durch den Reviervorsteher:

Es wurden mir folgende Fragen, die vor dem Vernehmenden schon schriftlich fixieret lagen, vorgelegt:

1) Wer zeichnet verantwortlich für den Groscurth-Ausschuß ?

  Der Groscurth-Ausschuß setzt sich zur Zeit aus ca. 50 Mitgliedern zusammen, nachdem er 

  sich nach einem Aufruf, den ich an die Presse richtete, konstituierte.

2) Namen der Ausschussmitglieder, die führend im Ausschuß tätig sind ?

  Prof. Steiniger, Prof. Havemann, Prof. Neye. Im übrigen verweise ich auf die Veröffent-

  lichungen in der Presse.   

3) Ziele des Groscurth-Ausschusses ?

  Der Ausschuß hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Vorgänge an der Sektorengrenze am 

  15.8.51 zu untersuchen.

4) Wo tagt der Ausschuß und wie oft ?

  Der Ausschuß tagt in der Schadowstraße, wo sich auch das Büro befindet. Die erste Ver-

  handlung, an der ich, da ich außerhalb Berlins war, nicht teilnahm, war am 27. oder 28. 

  August. Die Hauptverhandlung, bei der alle Mitglieder anwesend sein werden, ist am 19. 

  und 20.Sept. im Auditorium maximum der Humboldt-Universität.

5) Wurde eine Lizenz für den Ausschuss beantragt ? Wann ja, wo ?

  Eine Lizenz ist nicht beantragt worden und auch nicht erforderlich, da es sich um keinen

  Verein handelt. 

6) Wer hat Drohbriefe an die Westpolizei veranlasst und unterschrieben ?

  Drohbriefe sind mir nicht bekannt.


Damit entfiel eine weitere Frage, die noch auf dem handschriftlich geschriebenen 

                Zettel, den Herr L. als Unterlage der Verhandlung vor sich liegen hatte.         (1 S.)
LAB C Rep. 905-03 Nr. 21

18. 9.1951
Senator für Sozialwesen, III 1b – PRV, Hohenzollerndamm 29, an Ernst Krumow in Kreuz-berg, Naunynstr. 79: Ihrem Antrag auf Übernahme der OdF-Anerkennung als politisch Verfolgter (PRV) konnte nicht entsprochen werden.  

Gründe: (...) Wie festgestellt worden ist, sind Sie wegen Sammelns von Unterschriften zur Ächtung der Atombombe bestraft worden.  Sie haben sich durch eine solche Handlungsweise, die geeignet ist, Unruhe in den westlichen Sektoren hervorzurufen, und das Ansehen des als politisch verfolgt anerkannten Personenkreises zu schädigen, bewusst gegen die demokrati-sche Einrichtung und Ordnung Westberlins gestellt. (...)             i.A.  gez. Löffler 
Groscurth-Ausschuß (Hg.),

Die Verletzung der demo-kratischen Grundrechte in Westberlin, S. 65 (Abb.)

ab 19.9.1951
flammender Protest aus allen Ecken der Republik: „von bezahlten Landsknechten zusammengeschlagen...“  „den Weg des Faschismus beschritten...“ usw.   Typisches Beispiel:
Wir Kolleginnen und Kollegen des Berliner Glühlampenwerkes begrüssen die Arbeit des Groscurth-Ausschusses, der alle reaktionären, volksfeindlichen Elemente der Stummpolizei und der Westberliner Agenten-Clique des amerikanischen Imperialismus entlarvt und der öffentlichen Anklage zuführt. 

Die Voraussetzung, um diese Verbrecher gegen die Menschlichkeit der gerechten Bestrafung zuzuführen, ist der Kampf um die Einheit Berlin’s, die Einheit Deutschlands.            
LAB C Rep. 905-03 Nr. 15

unterschrieben vom BGL-er

20. 9.1951
Tsp.: SED-Komödie unter den Linden – Schau-„Prozeß“ gegen Westberliner Polizei
LAB C Rep. 905-03 Nr. 21

20. 9.1951
Telegraf:  „Det is hier nich üblich“  -  Justizfarce in der Humboldt-Universität 

Die großangekündigte „öffentliche Verhandlung“ des Groscurth-Ausschusses (...) begann gestern damit, daß der Westberliner Presse der Zutritt mit den Worten  „Det is hier nich üblich“ verweigert wurde.

Auftakt und Mittelpunkt der „Verhandlung“ war eine „Friedensbotschaft“ von Frau Dr. med. Groscurth, die seinerzeit wegen Teilnahme an der „Volksbefragung“ vom Bezirksamt Charlottenburg entlassen worden war.

Die Anklage wird sowohl vom Präsidium selbst als auch von der FDJ wahrgenommen. Ein Verteidiger wurde nicht benannt. (...)  
LAB C Rep. 905-03 Nr. 21

Erwähnung des „Volks-tribunals“ auch in :

Protest-Chronik,  19./20.9.

(1951), S. 487

20. 9.1951
Sitzung des FDJ-Sekretariats, TOP 6: Wolfgang Clausner berichtet über die Arbeit des Groscurth-Ausschusses. Er wird mit der propagandistischen Auswertung beauftragt. Junge Welt soll berichten, Frau Dr. Groscurth soll Dankschreiben erhalten. Der 15. August soll „in schriftstellerischer Form“ ausgewertet werden.      (auch als Gedicht oder Theaterstück ?) 
BAL, FDJ, Prot. 213

2.10.1951
Es ergab sich die Übernahme weiterer Aufgaben und der Ausschuss wurde am 2. Oktober umkonstituiert unter dem Namen:   Groscurth-Ausschuß zum Schutze der demokratischen Rechte und zur Verteidigung von Patrioten in Westberlin.      (Tätigkeitsbericht, o.D., 8 S., S.1) 
LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

So auch Berliner Ztg. 3.10.:

Grosc.-Aussch. umgebildet

4.10.1951
Finanzierung des Groscurth-Ausschusses

Mit der Umkonstituierung des „Groscurth-Ausschusses zum Schutze der demokratischen Rechte (...)“ werden die Aufgaben der bisherigen Rechtshilfe der Nationalen Front, Berlin übernommen.  Dort war die Finanzierung im Etat der Nationalen Front eingeplant, ...

...wird der Groscurth-Ausschuß die Summe von ca. 100 000 DM auf eigenes Konto übernehmen. Gleichfalls wird die im Etat der Nationalen Front für 1951 eingeplante Summe in Höhe von DM 65 000,- überwiesen. (...)

Die vorgenannte Summe in Höhe von insgesamt ca. DM 165 000 dürfte nach den vor-liegenden Erfahrungen nicht nur bis Ende 1951 ausreichen, sondern auch die notwendige Reserve ermöglichen. Sie wird wie folgt in Anspruch genommen:

1) Einmalige Unkosten durch Einrichtung des Bürobetriebes des Groscurth-Ausschusses.

    Der Umfang ist noch nicht zu übersehen und hängt davon ab, ...

2) Sachliche Unkosten zur Unterhaltung des Sekretariats und der Rechtshilfe

    Diese Kosten werden in einem Etat festgelegt.  Sie liegen höher als es bisher bei der 

    Rechtshilfe...

3) Unkosten der Rechtshilfe zur Verteidigung und Unterstützung von verfolgten Patrioten

     in Westberlin. 

Hierfür wurde bisher folgender Erfahrungssatz ermittelt:   monatlich ca. DM 13 000.  

Mit der Verschärfung des Terrors der imperialistischen Kriegshetzer und ihrer westberliner Handlanger können Situationen eintreten, in denen an den Groscurth-Ausschuß auch höhere finanzielle Anforderungen gestellt werden.

Bis zum Ende des Jahres 1951 (4.Quartal) wird also mit Ausgaben in Höhe von DM 

60 000 zu rechnen sein.  Eine verbleibende Restsumme würde die notwendige Sicherung für die reibungslose Weiterführung der Arbeit im Rechnungsjahr 1952 sein.  

Für das kommende Geschäftsjahr 1952 muß eine Finanzierungsquelle gefunden werden. (...)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

ausgeführt seit 1949 durch  Hilde Adolph (laut den „Terror-Akten“)

von den vier Präsidiumsmitgliedern

unterzeichnet:

Frau Dr. Groscurth   12.10.

Herr Prof. Dr. Neye  10.10.

Herr Prof. Dr. Hollitscher o.D.

Herr Franz  Plickert    o.D. 

evtl. Geld vom Magistrat

6.10.1951
Berliner Zeitung: „Alles an den Groscurth-Ausschuß“:  „...erübrigt sich die bisher bei der Nationalen Front bestehende Abteilung Rechtshilfe. Sie ist aufgelöst worden.“ Mit Adresse + Telefon: „Friedrichstr. 194-199, II. Stock, Zimmer 211-213 und 217-221, Tel. 52 11 35.“ 
B. Z., letzte Seite

9.10.1951
Im Namen des Volkes ! ...hat das Arbeitsgericht Berlin, Kammer 19..., für Recht erkannt:

Die Klage wird abgewiesen.  II. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. (...)   (es lägen keine formalrechtlichen Mängel vor, Vorschriften von DDO und KüSchG seien beachtet worden)  ...daß seitens des Senats... Maßnahmen... zu erwarten waren (S.8),

Durchführung der Aktion [= Volksbefragung] ein Angriff auf die verfassungsmäßige Ordnung des Bundes und von Berlin (S. 8) 
NL  (10 Seiten)

Senatsbeschluß „Nr. 304 vom 30.4.1951“ – 

verkündet ? (nur im Radio)

10.10.1951
Berliner Zeitung: Klage Frau Dr. Groscurths abgewiesen.  Urteilsbegründung war schon fertig / Nazigericht als Vorbild         (zur Entsch. des Arbeitsgerichts)
B. Z., S. 2

11.10.1951
Berliner Zeitung: Solidarische Hilfe für jeden Patrioten. Der Groscurth-Ausschuß an alle Berliner / Unterstützung beim Kampf um den Frieden (mit Wortlaut des Aufrufs)   S.2:

Stolzes Ergebnis der Volksbefragung / 96,4 % stimmten mit Ja / Aktionsgruppen gegen Remilitarisierung gebildet.  Düsseldorf (ADN). 96,4 % Ja-Stimmen von 12 213 Befragten wurden bei der Auszählung weiterer Teilergebnisse der Volksbefragung in Westdeutschland.
im NL (Nr. 236, S. 4 von 4)

18.10.1951
flammender Protestbrief von Fr. Dr. A.Gr. an den Herrn Senator für Soz, zur PrV-Aberk.:
LAB C Rep. 118-01

18.10.1951
An den Herrn Senator für Sozialwesen / Bln-Wdf / Hohenzollerndamm (29)  31

Betr.: 
Gesch.Z. III ld PrV

Bezug
Ihre Entscheidung vom 4. August 1951 über Zurückziehung der Anerkennung 

                als Hinterbliebene eines politisch Verfolgten (PrV) 

Gegen Ihren unglaublichen Bescheid protestiere ich auf das Entschiedenste und erhebe hiermit Beschwerde.

Diese „Aberkennung“ als Hinterbliebene eines politisch Verfolgten ist ein politischer Skandal erster Ordnung und zeigt deutlich die Entwicklung zu neuen faschistischen Methoden in Westberlin.

Ich betrachte Ihren Brief als ein Dokument der Schande, (...) usw., insg. 2 S. (ORMIG-Umdruck !)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

und Nr. 85, siehe die Kopien

...und bin mit allen Kräften bestrebt, an dem Zustande-kommen einer gesamtdeut-schen Verständigung und Beratung mitzuwirken.

18.10.1951
Demokratischer Frauenbund, Arbeitsgruppe Müggelheim, an Frau Dr. Gr.:

Sehr geehrte Frau  Dr. Groscurth !  Unsere Müggelheimer Arbeitsgruppe des DFB hat beschlossen,  sich Ihren Namen zu geben. 

Wir verehren in Ihnen die aufrechte Kämpferin gegen den Faschismus, (...)   
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(sie läßt durch Sekretariat am 26.10. ablehnen)

20.10.1951
Berliner Zeitung: Protest Frau Dr. Groscurths           (über den Brief an SenSoz)
B. Z., S. 2

26.10.1951
(Groscurth-Ausschuß-) Sekretariat







An den Demokratischen Frauenbund Berlin, z.Hd. von Frau Roberta Gropper
 

Berlin NW 7, Brauhofstr. 7

Sehr geehrte Frau  Gropper !

Aus der Presse ist Ihnen sicherlich bekannt, dass gegen Frau Dr. Groscurth von der west-berliner Verwaltung verschiedene Repressalien durchgeführt werden.  Frau Dr. Groscurth ist trotzdem nicht gewillt, ihren Kampf in Westberlin aufzugeben.

Durch Boykotthetze wird sie zurzeit wirtschaftlich stark geschädigt. Wir halten es aber für eine selbstverständliche, solidarische Pflicht aller Friedensfreunde, diese Absichten zu vereiteln.

Darum würden wir es begrüssen, wenn Sie bei den Bundesfreundinnen in westberliner Kreisen in geeigneter Form die Anregung weitergeben, sich im Krankheitsfalle der ärztlichen Praxis von Frau Dr. Groscurth zu bedienen. Diese befindet 

sich in   
Berlin-Charlottenburg,  Lindenallee 40

Sprechstunden:  
montags und donnerstags von 15 bis 17,00



dienstags von 15 bis 19,00.

Für Ihre verständnisvolle Hilfe sprechen wir Ihnen im voraus unseren verbindlichsten Dank aus.              (Schwieger
)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

am selben Tag dasselbe an 

die Kreisleitung der SED 

in Charlottenburg, 

in Wilmersdorf, 

in Tiergarten

Oktober 1951
Aus dem Kasino des Krankenhauses in Moabit (brit. Sektor) wurde im Oktober 1951 die Gedenktafel für den von Nazis ermordeten Widerstandskämpfer und Arzt im Moabiter

Krankenhaus, Dr. Groscurth, entfernt.   (...)

Der Bezirksbürgermeister von Charlottenburg, Horlitz, war kommissarischer Verwalter der Gestapo und ist rücksichtslos gegen seine Opfer vorgegangen.
Groscurth-Ausschuß (Hg.), Die Verletzung der demo-kratischen Grundrechte in Westberlin, S. 51 /   S. 56

nach dem 

18. Oktober
Frau Dr. Groscurth weilt „anläßlich des 34. Jahrestages der Großen Sozialistischen Oktober-revolution“ als „Teilnehmer der Delegation“ aus der DDR in Moskau bzw. in der SU
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopie DSF 22.11.51)

7.11.1951
... Polizeiinspektor Hermann Zunker, der bei einer Amtshandlung auf dem Potsdamer Güter-bahnhof im November 1951 dem kurz darauf verstorbenen Eisenbahner Kamieth einen Schlag auf den Kopf versetzt hatte... (Zunker wurde am Vortag, also 10.1.52, verhaftet)
Justiz-Bekanntmachung vom 11.1.52, zit. in „Er ist der Mörder“, 1. Seite

13.11.1951
Berliner Zeitung: Berlin gibt Ernst Kamieth das letzte Geleit
B.Z., Titelseite

14.11.1951
Berliner Zeitung: Ernst Kamieth nicht vergessen / .../ 

Die Schuldigen versuchten die Beisetzung zu stören
B.Z., Titelseite

16.11.1951
Am Freitag... tagte im Sitzungssaal der Reichsbahndirektion Berlin der Groscurth-Ausschuß zum Schutze der demokratischen Rechte und zur ...                    aus: Groscurth-Ausschuß (Hg.),
„Er ist der Mörder“, S. 15

vgl. Steinborn-Krüger, 134f

17.11.1951
Berliner Zeitung: Die Hintermänner Zunkers entlarvt / Mordtat Zunkers vor dem Gr.-Aussch.
B.Z., Titelseite, mit 3 Fotos

22.11.1951
Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, Landesleitung Groß-Berlin, Kultur-abteilung, an Frau Dr. Anneliese Groscourth, Berlin NW 7, Friedrichstr. 193/194

(sie soll in Buch ein Referat halten über die „große Bedeutung unserer Freundschaft zur SU“)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopie)

26.11.1951
Nationalrat der Nationalen Front des demokratischen Deutschland, Büro des Präsidiums, an Frau Dr. Großcourth, Großcourth-Ausschuß, Schadowstr. 10/11 

Sehr geehrte Frau Dr. Großcourth !  Das Büro des Präsidiums des Nationalrates gestattet sich, Ihnen beiliegende Einladung zum Vortrag des Nationalpreisträgers Fred Oelßner anläßlich des Nationalfeiertages der Volksrepublik Albanien am Mittwoch (...) zu überreichen und bittet Sie, im Präsidium Platz zu nehmen.  (...)  Mit demokratischem Gruß...
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopie)

hs. Zusatz: tel. abgesagt...

3.12. und 5.12.1951
Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft an Frau Dr. Anneliese Groscurth

(zu Vorträgen, die sie im Dezember in Berlin, Rostock, Schwerin „auch über Eindrücke in der SU“ halten soll, im Januar in Leipzig, Dresden, Bad Elster)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84



1951
Ursachen und Zusammenhänge des Polizeiüberfalls am 15. August 1951 in Westberlin auf Teilnehmer der Dritten Weltfestspiele der Jugend und Studenten für den Frieden.

Berlin, Groscurth-Ausschuß, 1951   56 S., Ill.             (Auflage: 63 000)  [Reprint 1989]
(= UT) bac 2001: BStB

im NL u.d.T.: 

   Der 15. August

1951
1951 hatten sich neun Millionen Bürger der Bundesrepublik gegen die Aufrüstung und für den Abschluß eines Friedensvertrages ausgesprochen. Diesen Tendenzen mußte aus Regie-rungssicht ein Riegel vorgeschoben werden. Das geschah in erster Linie durch Kriminalisie-rung.  Die beiden Aktivisten des „Hauptausschusses für Volksbefragung“ wurden als Rädels-führer einer „verfassungsfeindlichen und kriminellen Vereinigung“ zu je drei Jahren Gefängnis verurteilt.  (Helmut Kramer, Der Widerstand gegen die Aufrüstung, in:) 
Wolfram Wette (Hg.), Recht ist, was den Waffen nützt, Justiz und Pazifismus im 20. Jahrhundert, Berlin 2004

Januar 1952
Drucklegung der Broschüre „Er ist der Mörder“ – „Eine dokumentarische Darstellung über die Ursachen und Zusammenhänge des Mordes an dem Dienststellenleiter Ernst Kamieth durch den Polizei-Inspektor Hermann Zunker“, Hg. Groscurth-Ausschuß  (Auflage: 30 000)
Broschüre mit Fotos (NL), Vorwort von Prof. Dr. Steiniger

22. 1.1952
Pressekonferenz in Anwesenheit des Gen. Dr. Prof. Steiniger. Hier wurde konkretes Material über Form und Methoden des Terrors in Westberlin der Öffentlichkeit übergeben. Feststel-lung, daß die amerikanische Terroranordnung 501 (Verbreitung nichtlizenzierter Druckschrif-ten) keine Rechtsgrundlage habe, Parallelle zum Gesinnungsstrafrecht des Naziregimes, (...)  
Tätigkeitsbericht, o.D., 

8 S., S.1f 

LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

7. 2.1952
(Sekretariat)   Herrn RA Günter Lindenberg, Berlin C 2, Rathausstr. 49

Betr.: Groscurth ./. Bezirksamt Charlottenburg

Wir erhielten die Abschrift Ihres an Frau Dr. Groscurth gerichteten Briefes und Ihren Schrift-satz zu dem Fall. In der Anlage die von Ihnen gewünschten Zeitungsausschnitte. 

Selbstverständlich ist bei der Erwiderung zu betonen, daß Frau Dr. Groscurth nicht für alle Zeitungsmeldungen über den Groscurth-Ausschuss verantwortlich gemacht werden kann. Damit ist aber nicht gesagt, daß sie sich von unserer berechtigten und offensiven Arbeit distanzieren soll. (...)  Mit Friedensgruß ... Schwieger
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopie)

11. 2.1952
Betriebs-Poliklinik des Stahl- und Walzwerkes Brandenburg VEB will sich „einen würdigen Namen geben“, bittet um Erlaubnis, „den Namen

                                  Dr. Georg  G r o s c u r t h

dafür zu verwenden. Ihr Mann ist uns als einer der tapfersten Ärzte bekannt, (...)  Einweihungsfeier... schon am 16.2.52...          Mit Friedensgruß  (Cecilie Blum, Chefärztin)“
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

17. 2.1952
Besonders energisch ging die Polizei gegen linke Aktionen vor, mit denen die Bevölkerung gegen die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik mobilisiert werden sollte. So scheiterten auf Grund des „sofortigen Eingreifens der Schutzpolizei“ – wie es in einem Schreiben des Kom-mandos der Schutzpolizei vom 18. Februar 1952 hieß – kommunistische Versuche am Tag zuvor, in den Bezirken Schöneberg, Spandau, Wedding und Reinickendorf mit Mietern in ihren Wohnungen oder in Hausfluren über Fragen der Remilitarisierung zu diskutieren. 

37 Festnahmen waren die polizeiliche Erfolgsbilanz.
Steinborn/Krüger, 

Die Berliner Polizei 1945 bis 1992, Berlin 1993, S.125

21.2.1951
Wann wird der Mörder Zunker abgeurteilt ?  (...) Die Berliner Bevölkerung darf nicht zulassen, daß der Fall Zunker weiterhin  v e r s c h l e p p t  wird. Es ist deshalb höchst verdienstvoll, daß der zum Schutze der demokratischen Rechte und zur Verteidigung von Patrioten in Westberlin geschaffene Groscurth-Ausschuß dieser Tage eine 64 Seiten umfassende Broschüre „Er ist der Mörder“ herausge-geben hat, in der die  p o l i t i s c h e n  H i n t e r g r ü n d e des Mordes an dem Reichsbahnangestellten Ernst Kamiet erläutert und das wahrhafte Gesicht all der „Zunkers“ gezeigt wird, die in Westberlin als Polizisten getarnt noch immer ihr Unwesen treiben dürfen. (...) Während des Nazikrieges tat sich Zunker bei der Plünderung sowjetischer Dörfer hervor, wozu er besondere Kommandos organisierte. (...)  
Berliner Zeitung, Nr. 44, 21.2.1952

25. 2.1952
Der Vorsitzende des Juristischen Beirates im Groscurth-Ausschuss, Prof. Dr. Steiniger (...): „Vor mehr als acht Monaten entführte die westberliner Polizei auf Weisung der Reuter-Verwaltung den ehemaligen Fremdenlegionär Jack Holsten und seine Kameraden aus West-berlin und lieferte sie der französ. Kolonialjustiz aus. (...)“   (Schikane im Sozialamt Nkn: 37f)
Groscurth-Ausschuß (Hg.), Die Verletzung der demo-kratischen Grundrechte in Westberlin, S. 36   

28. 2.1952
Pressekonferenz. Thema: Terrorgesetz gegen OdF in Westberlin in Anwesenheit von Prof. Dr. Neye. (...) der Öffentlichkeit umfangreiches konkretes Material über Aberkennungen und Repressalien gegen OdF übergeben.
Tätigkeitsbericht, o.D., 

8 S., S.2 

LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

1952
Frontstadt-Terror in Westberlin  -  Bericht des Groscurth-Ausschusses über faschistische Gewalttaten in Westberlin, Berlin 1952  (= Dokumente II)

(S. 17:)  Einen Versuch, die Sozialprüfer als Schnüffler und Denunzianten einzusetzen, unter-nahm der Neuköllner Stadtrat Lipschitz.  ....Auftrag... bei der Überprüfung unterstützungs-bedürftiger Neuköllner Einwohner nach Kommunisten zu fahnden.
DHM-Objektdatenbank;

im NL (o.UT), 24 S.

S. 19f:  Der amerikanische 

   Agent Kreßmann wütet in 

   Kreuzberg

12. 3.1952
Rechtsankunft. Ab 12. März 1952 führen wir neben der täglichen Rechtshilfe an jedem Mitt-woch in der Zeit von 17 bis 19 Uhr in unseren Räumen eine Rechtsberatung jeweils in Anwe-senheit eines unserer Anwälte durch.  Wir gewinnen hierdurch die Möglichkeit, die Methoden unserer Anwälte*, die vorwiegend parteilos sind, kennenzulernen, und können uns selbst un-mittelbar einschalten, um die Linie für die Durchführung bestimmter Prozesse festzulegen. 

(...) Ausschuß-Mitglieder und Präsidium. (...) Dem Präsidium gehören an: Frau Dr. Groscurth / Herr Prof. Dr. Neye / Herr Prof. Dr. Hollitscher / Herr Franz Plickert (Held der Arbeit). (...)

Mit dem Anwachsen der Widerstandsbewegung in Westberlin ist dort ein stärkerer Terror zu erwarten. Darum muß der Kreis unserer Anwälte erweitert werden.
Tätigkeitsbericht, o.D., S.3 

LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

* zum Teil aus West-Berlin

- das., S. 4

- das., S. 8.  

Mit einem Sieg der Revolu-tion wurde schon gerechnet.

20. 3.1952
2 FU-Studenten werden im Moskauer Butyrka-Gefängnis hingerichtet, 1951/52 insg. zehn.
Kleine Chronik der FU

21. 3.1952
Die Haftentlassung Zunkers erfolgte am 21. März 1952 auf Grund eines Antrages der SPD-Fraktion. Kressmann bekundete seine verbrecherische Solidarität mit dem Mörder. (...) 
GA (Hg.),Frontstadt-Terror in Westberlin (1952), S. 15

21. 3.1952
„Der 15. August 1951“, Auflage: 63 000 Stück. (...) Bei der Herstellung traten gewisse Verzö-gerungen auf, welche von der Abteilung Agitation beim Zentralrat der FDJ verschuldet waren. Die ersten Exemplare wurde am 21. 3.52, am Tage der Eröffnung der Weltjugend-woche, fertig und konnten den Teilnehmern der Grosskundgebung in der Werner Seelen-binder-Halle überreicht werden. (...)
Tätigkeitsbericht, o.D., 

8 S., S.3 

LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

21. 3.1952
Die Verletzung der demokratischen Rechte in Berlin  [bzw. in Westberlin]

Eine dokumentarische Darstellung über die Verletzung der demokratischen Grundrechte in Westberlin.  Berlin, Groscurth-Ausschuß, (ca. 1952), 78 S., Ill. Fotogr.    (Auflage: 10 400)
(S. 11:) Im Jahre 1950 wurden in den Westsektoren Berlins insgesamt 2651 Personen wegen ihres Bekenntnisses und Eintretens für den Gedanken des Friedens und der Einheit Deutschlands verhaftet. Im Jahre 1951... insgesamt 2005 Personen ...         Die vorgesehene Veröffentlichung wurde beschleunigt, um in den Tagen der Anwesenheit der UN-Kommission die Bevölkerung auf die ständige Verletzung der Grundrechte in Westberlin aufmerksam zu machen.    (Tätigkeitsbericht, o.D., 8 S., S.3)
bac 2001: BStB (nur mit UT)

vgl. „Frontstadt-Terror“ S. 1

ferner auf S. 21: 

Joachim Wint, das „verschleppte Kind“

(durch Jugendamt Neukölln)

LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

25. 3.1952
zwei Jahre vor dem blutig niedergeschlagenen Aufstand in Ungarn:

Nationalrat der Nationalen Front des Demokratischen Deutschland

Büro des Präsidiums      Bln W 8       Thälmannplatz 8-9             

25.3.1952

Frau Dr. Anneliese Groscourth  / Groscourth-Ausschuß / Bln NW 7 / Friedrich Str. 194-199

Sehr geehrter Freund !

Als Anlage überreichen wir Ihnen eine Einladung und Platzkarten für den Festakt anlässlich des VII. Jahrestages der Befreiung Ungarns durch die Sowjetarmee. (...)  Büro des Präsidiums   
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

Sekretariat gibt am 3.4. die Karte und Einladung zurück, da Fr. Dr. Gr. von „Ihrer liebenswürdigen Einladung keinen Gebrauch machen“ könne

28. 3.1952
VVN-Generalsekretariat lädt die Kameradin Dr. A. Gr.  zum Internationalen Befreiungstag nach Buchenwald ein, 10.-14.4.52          (sie läßt am 3.4. absagen: anderer Kongreß)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

29. 3.1952
Pressekonferenz. Thema: der Fall Zunker. Die Konferenz wurde in Anwesenheit des Rechtsanwaltes Wörther durchgeführt und sollte noch einmal die Verschleppungstaktik der  westberliner Justiz  und die Unrechtmäßigkeit der Haftentlassung Zunkers unterstreichen.
Tätigkeitsbericht, o.D., 

8 S., S.2 

LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

10. 4.1952
Ges. für deutsch-sowjetische Freundschaft bittet die Freundin Dr. A. Gr., bei den Pionierferienlagern im Juli/August „Ihre Erlebnisse mit den Kindern der Sowjetunion den jungen Pionieren“ zu erzählen        (erbitten Terminvorschläge)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

17. 4.1952
Adrian Lisco, ein verkannter Schriftsteller aus der Linienstr. 229, an Frau Dr. Gr.: hat literarische Probleme und jüdische Verwandte, viele kamen in Auschwitz um, er ist empört über Schundliteratur
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

22. 4.1952
Polizeipräsident in Berlin, 2. Vorladung an Frau Dr. A. Gr. / zum 25.4.52  “zu Ihrer Vernehmung in eigener Sache“    (sie geht nicht hin, daher erneute Vorladung am 14.5.)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

ferner am 9.9. zum 13.9.52

  und 20.10. zum 26.10.52 -

22. 4.1952
mündliche Verhandlung, darauf: Im Namen des Volkes !  ...hat das Landesarbeitsgericht Berlin, 5. Kammer, ... im Wege schriftlicher Entscheidung durch Landesarbeitsgerichtsrat Dr. Küster als Vorsitzenden... für Recht erkannt: Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Berlin vom 9.10.1951... wird auf ihre Kosten zurückgewiesen.
NL  (9 Seiten)

22. 5.1952
Juristischer Beirat des Groscurth-Ausschusses tagte am 16.1.52.    Die nächste Vollsitzung findet am 22. Mai 1952 (Himmelfahrt) in der Zentralen Richterschule in Babelsberg statt. 
Tätigkeitsbericht, o.D., S.2  (vgl. Bericht Mai, S. 2)

LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

Mai 1952
Im Monat Mai vertraten wir 59 Prozesse mit 71 Personen.

In unserer regelmäßigen Rechtsberatung an jedem Mittwoch in Anwesenheit eines Anwalts kommen vorwiegend ratsuchende Westberliner zu uns. Es handelt sich meist um Fälle von Lohnumtausch, Exmittierungen oder „Abmeldungen von Amts wegen“. Obgleich dieser Komplex in Westberlin eine große Rolle spielt und die Tausende von Fällen von uns nicht vertreten werden können, nehmen wir uns auch politischen Erwägungen heraus doch einzel-ner Fälle an. Wir haben hierbei die naheliegende Erwägung, dass diese Menschen, welche fast immer parteilos sind, die Tätigkeit des Groscurth-Ausschusses in Westberlin popularisieren werden. 
Tätigkeitsbericht für den Monat Mai 1952, S.1 

LAB C Rep. 905-03 Nr. 2

- auf S. 2 auch Neues zum Stand der Gerichtsverfahren gegen Frau Dr. Anneliese Groscurth.

13. 6.1952
Arbeitsgericht Berlin  /  Gerichtskasse



den 13.JUN. 1952

Der umstehende Betrag von ....       589,10 DM West zu zahlen.   ...binnen einer Woche...

Kostenrechnung:
  Sache  Dr.med. Groscurth ./. Bez.Amt Charlottenburg

                  Prozess-, Beweis- und Urteilsgebühr (Wert 9818 DM)  á 193,50, 

                                  Post- und Schreibgebühren = 589,10 West 
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

17. 6.1952
Frau Dr. Groscurth stellt Vollstreckungsschutzantrag  (wird vom Amtsgericht Charlottenburg am 

1. Juli zurückgewiesen: Raten von 20 DM seien zu gering, Pfändung der kostbaren Teppiche sei zumut-bar; Persönlichkeit der Schuldnerin maßgeblicher Faktor: ...gehört zum kleinen Kreis derjenigen Deut-schen, der den wirtschaftlichen Ruin und politischen Sturz eben jener Gläubigerin als primäres Ziel an-streben...)
LAB, C Rep. 908 Nr. 85

(s. die Kopien)

26.7.1952 ?
Westberliner Justiz setzt Nazi-Terror fort / Groscurth-Ausschuß entlarvt Gestapo-Methoden gegen aufrechte Patrioten und Widerstandskämpfer        (Zeitungsausschnitt o.D., o. Q.)
LAB, C Rep. 905-03 Nr. 42

(zum Fall Karl Wolff)

19.8.1952
Die faschistische Bluttat in Siemensstadt

In der Nacht... wurde der beliebte Charlottenburger Arbeiterfunktionär, der Angestellte des Reichsbahn-Ausbesserungswerkes Grunewald, Fritz Schönherr, auf seinem Laubengrund-stück in Siemensstadt das Opfer eines Mordanschlages.  (Ermordung würde von der Stumm-polizei als Herzschlag dargestellt, versuchte Vertuschung wie bei Kamieth)
Nazistische Racheurteile (gegen Deserteure des 2. Weltkriegs, die bei Verhaftung schossen)
GA, Frontstadt-Terror in Westberlin (1952), S. 5

S.9-11: Terrorurteile am laufenden Band  (Beispiele)

(= Fall Zunker)

Fälle Wolff, Pustelny

23. 8.1952
RA Lindenberg an das VG: ...dass die Kl. kurze Zeit nominelles Mitglied der NSF von 1941 bis 1942 gewesen war, ist dem Bekl. bekannt...
LAB C Rep. 908 Nr. 85

13.10.1952
Verleihung der Auszeichnung „für ausgezeichnete Leistungen“ durch Dressler
 an die Betriebsärztin im Staatlichen Rundfunkkomitee, FDGB-Mitglied seit 1946. 

Hs. Begründung: Für hervorragende fachliche Arbeit, sowie vorbildliche geleistete Arbeit in Westberlin und als Vorsitzende des Großcurth-Ausschusses.
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(paßähnlich, Original liegt  in der Akte)



24.11.1952
Urteil des VG Berlin, 3. Kammer: Klage wird abgewiesen, Begründung bis S. 5:

...Selbst die von der Klägerin behauptete „Tarnung“ der illegalen Tätigkeit darf nicht soweit 

gehen, dass der das Naziregime Bekaempfende sich einer Organisation des von ihm bekämpf-ten Regimes anschließt.  Im Uebrigen ist die Klägerin auch den Beweis dafuer schuldig ge-blieben, daß sie Mitglied in der NSF nur geworden ist, um ihre illegale Tätigkeit zu tarnen.(...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

1952 ?
Am 15. August 1951, nur wenige Tage vor Beendigung der III. Weltfestspiele der Jugend und Studenten für den Frieden, war Berlin der Schauplatz eines organisierten blutigen Überfalls der Westberliner Polizei auf deutsche Jungen und Mädchen, die auf Einladungen Westberliner Verwaltungsstellen in die Westsektoren gegangen waren, um mit der Bevölkerung über die alle Deutschen bewegenden Fragen der Einheit und des Friedens zu sprechen und ihr die Wahrheit über die Weltfestspiele zu sagen, über die von der Westpresse unglaublich viel gelogen wurde. (...)  Am 24. August richtete die Leiterin der amtsärztlichen (...)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopien), undat. Text, 

5 S. m. hs. Korr.

erwähnt sind Ereignisse bis zum 11.10.51 bzw. „Reisen in die Sowjetunion und nach Volkspolen“ 

1953
Günter Weisenborn, Der lautlose Aufstand, Bericht über die Widerstandsbewegung des dt. V.
s. u. (TB-Ausgabe, 1962)

25. 2.1953
Notiz für Gen. Heinz Brandt: Betr.: Umzug Dr. Anneliese Groscurth.

Nachdem auch das Staatliche Rundfunkkomitee seine anteiligen Westzahlungen einstellt, ist Frau Dr. Groscurth nicht mehr in der Lage, ihren Verpflichtungen in Westberlin (Miete usw.) nachzukommen. Die Einnahmen aus der Praxis ergeben keine Überschüsse.  Sie ist nunmehr bereit, unseren Vorschlag zum Umzug anzunehmen.

Wir haben inzwischen Verbindung mit der Gen. Chwalek
 aufgenommen. Berufliche Unter-bringung ist sofort Gewährleistet, wahrscheinlich als Amtsärztin.  Die Wohnungsfrage würden wir selbst regeln. 

Es bleibt dann noch die Frage offen, ob dieser Umzug agitatorisch ausgewertet werden soll. In einer Zusammenfassung aller bisherigen Schikanen der Westverwaltung (Entlassung aus der Tätigkeit beim Amtsarzt Charlottenburg, Boykott der Privatpraxis, Drohbriefe- und Anrufe, OdF-Aberkennung, Sperrung der OdF-Rente für die Kinder und jetzt Kündigung der Praxis-räume durch das Wohnungsamt).       Sch.
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

Verfasser: Theo Schwieger, 

Leiter des Sekretariats des Groscurth-Ausschusses

Febr. 1953
Gründung des Komitees der Antifaschistischen Widerstandskämpfer in der DDR (bestand bis 1960, Vorläufer ab 1947: VVN, im Februar 1953 aufgelöst)  Gründungsmitglieder: Walter Bartel; Bruno Baum; Fritz Beyling; Willi Bredel; Otto Buchwitz; Albert Churs; Franz Dahlem; Ludwig Einicke; Karl Fischer; Max Friedemann; Ottomar Geschke; Ernst Goldenbaum; Anneliese Groscurth; Robert Havemann; Clemens Hochkepler; Heinz Hoffmann; Victor Klemperer; Karl Kleinschmidt; Greta Kuckhoff; Helmut Lehmann; Hermann Matern; Heinrich Rau; Änne Saefkow; Karl Schirdewan; Elli Schmidt; Horst Schumann; Hans Seigewasser; Robert Siewert; Rosa Thälmann; Heinrich Toeplitz; Erich Weinert; Karl Winzer.
Enzyklopädie der DDR, Lexikon der Organisatio-nen und Institutionen, 

S. 8719ff

viel Prominenz...

31. 3.1953
In der sowjetzonalen Zeitschrift „Neue Zeit“ vom 31.3.1953 ist Anneliese GROSCURTH in der „Ehrentafel Deutscher Patrioten“ aufgeführt.
Rep. 58  (VS-Bericht, S.3)

April 1953
... Im April 1953 sprach die Kl. auf einer Massenveranstaltung im Friedrichstadt-Palast zum „Internationalen Befreiungstag“.     (Urteil des LG Berlin vom 6.10.1959)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

6. 5.1953
Sekretariat              

An die Ges. f. DSF, z.Hd. d. Generalsekretärs Herrn Grünberg / Bln W 8 / Mauerstr. 16

Betr.: Frau Dr. Groscurth

Die Vorsitzende unseres Ausschusses ist wie bekannt Ärztin in Westberlin und dort ver-schiedenen Repressalien ausgesetzt. Ihre ärztliche Tätigkeit und tapfere politische Haltung lässt es notwendig erscheinen, dass sie in nächster Zeit einen Erholungsurlaub antritt. Da aus finanziellen und politischen Gründen ein solcher Urlaub in Westdeutschland nicht in Frage kommt,...      (sie möchte im Juli/August mit den Söhnen in ein FDGB-Heim an der Ostsee)

Mit Friedensgruß   /   (Schwieger)   
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

21. 5.1953
Ges. für DSF schickt dem Sekretär 3 Reiseschecks für den Aufenthalt „in unserem Erholungsheim in Heringsdorf, Puschkinstr. 10“ für die Zeit vom 25.7. bis 8.8.53
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

17. Juni 1953
Unruhen in der DDR werden durch sowjetische Panzer beendet, vom Groscurth-Ausschuß wird dazu keine Broschüre erstellt (die Zuständigkeit ist beschränkt auf die Grundrechte in Westberlin und die Verteidigung der dortigen Patrioten...).  
„Dabei fanden... bis zu 125 Aufständische den Tod, mehr als 10 000 Menschen wurden verhaftet.“
 

23. 6.1953
An das Präsidium der Volkspolizei / Berlin / Operativstab / Berlin C2 / Neue Königstraße

Betr.: Verlustanzeige.

Zurzeit der Ausschreitungen in der Zentralmarkthalle am Alexanderplatz am Mittwoch, dem 17.6.53 tätigte Frau Dr. Anneliese Groscurth am Konsumstand einige Einkäufe. Dadurch kamen ihr einige Ausweise abhanden. Es handelt sich um:     


1) Personalausweis (Westberlin) Nr. ...   

        2) Dienstausweis des Staatlichen Rundfunkkomitees und Magistratsausweis

        3) Betriebsausweis für den Einkauf im demokratischen Sektor v. Groß-Berlin.

Sofern diese Dokumente irgendwo auftauchen sollten, wären wir Ihnen für eine Benach-richtigung dankbar.                           


(Schwieger)  
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

am 17. Juni !

Sekretariat des Groscurth-Ausschusses

5. 8.1953
Das Sowjetzonale „Komitee der antifaschistischen Widerstandskämpfer“ (...) wählt auf einer ersten Tagung in Ost-Berlin zu Mitgliedern seines Präsidiums:  Otto Buchwitz (SED), Pastor Karl Fischer (parteilos), Ottomar Geschke (SED), Dr. Anneliese Groscurth (SED), Hermann Matern (SED), Hans Seigewasser (SED), Rosa Thälmann (SED) und Dr. Heinz Toeplitz (CDU-Ost).
Berlin-Chronik 1951-1954, S. 781, zit. nach ND vom 8.8.53

erwähnt im VS-Bericht, S.2

(in Rep. 58)

10.11.1953
Wohnungsamt an A.G.: Aussetzung der Zwangsräumung; sie könne in Whg. Gärtner ziehen, Witzlebenstr. 17
LAB C Rep. 908 Nr. 85

1954
Pogrom in Westberlin.  Berlin, Groscurth-Ausschuß, 1954,   19 S., Ill.
bac 2001: BStB

18. 2.1954
Sitzung der DDR-Regierung: man beschließt Details zur Clara-Zetkin-Medaille und bestätigt Vorschläge (einige von den 62 wurden gestrichen, Anneliese G. ist Nr. 12.) Nr. 1 ist Rosa Thälmann, die Witwe, gefolgt von einigen Aktivistinnen. Im Mittelfeld Anna Seghers und Helene Weigel. Ursprünglich sollten Pieck, Grotewohl und Ulbricht vorne liegen
.
BAL, Bestand ... /

154.Sitzung der DDR-Reg. ,

Dokumente 5-7, Materialien

6. 3.1954
Verleihung der Clara-Zetkin-Medaille
BAL, DX 3/168 + Rep. 58

1. 4.1954
Dr. Anneliese Groscurth 



      Berlin, den 1. April 1954


                                 Gestern, heute, morgen.

In dem Schwur der ehemaligen Häftlinge von Buchenwald am 19. April 1945 hiess es: (...)          
(2 S., u.a.:)   Ein Blick nach Westdeutschland und Westberlin zeigt, dass dort Faschismus und Militarismus noch und schon wieder leben. (...)   Ein Leben in einer neuen Welt des  /  Friedens und der Freiheit !
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

8. 5.1954
Seinen Namen gab dem Ausschuß Frau Dr. Anneliese Groscurth, die Westberliner Aerztin, die mit der Gründung dieses Ausschusses das Vermächtnis ihres Gatten erfüllte, der am 8. Mai 1944, heute vor 10 Jahren, das Opfer der Freislerschen Blutjustiz wurde. (...)
Neue Zeit (CDU), in:

BAL, DX 3/168

17. 6.1954
(Stasi-BV Frankfurt/Oder an Stasi Gross-Berlin) Die Hauptabteilung V wird gebeten, vom Groscourth-Ausschuss ein offizielles Dokument als Beweismittel zu beschaffen, aus dem ersichtlich ist, daß der... aktiv an der Mißhandlung von fortschrittlichen Personen auf dem Rudolf-Wilde-Platz in Berlin-Schöneberg am 17. Juni 1954 beteiligt war. (...)
StU, Anl. 4 (Schrb. vom 21.7.1955)

25. 6.1954
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik
  Berlin W 1, den 25. Juni 1954 

Der Chef der Regierungskanzlei






Leipziger Platz, Tor 16

und Staatssekretär der Regierung

Frau / Anneliese Großcourth /  Berlin W 8

Sehr geehrte Frau Großcourth !

Es ist vorgesehen, den Inhabern der Clara-Zetkin-Medaille Ausweise auszuhändigen, die sie als Träger dieser Auszeichnung legitimieren. Zur Ausstellung dieser Ausweise werden 2 Paßbilder benötigt. 

Nach dem Statut der Clara-Zetkin-Medaille erhalten die ausgezeichneten Frauen vom voll-endeten 60. Lebensjahr
 und die ausgezeichneten Männer vom vollendeten 65. Lebensjahr eine Ehrenrente von jährlich DM 300,- (...)
       Mit vorzüglicher...      i.A. (Reimann).   
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

die Regierung schreibt den Namen grundsätzlich falsch

9. 7.1954
Sekretariat






9. Juli 1954


An den Magistrat von Groß-Berlin / Passierscheinstelle ....

Betr. Einreisegenehmigung in das Gebiet der DDR für Frau Dr. Anneliese Groscurth und den beiden Kindern...        

 Frau Dr. Groscurth hat die Absicht, mit ihren Kindern ihre Ferien in C y b i n / Zittauer Gebirge zu verbringen.  (...)    17.7. bis 10.8.1954.   (...)       (Schwieger)  
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

gemeint ist Oybin

4. 8.1954
Bericht




                 Berlin, den 4. August 1954

Betr.: CIC-Besuch beim Gen. Dr. Pulvermacher
  

 (2 Herren am 30.7.54 bei ihm und fragten nach Dr. Wohlgemuth, in Sachen Dr. John
. Zweistündiges Gespräch. Am 1.8.kamen sie noch mal.   1 ½ S.)   Sch.      U.a.:

„Frau Dr. Groscurth soll Dr. Wohlgemuth noch näher kennen. Sie ist aber zurzeit in Urlaub. Bei ihrer Rückkehr kann sie mit ähnlichen CIC-Gesprächen rechnen.“ 
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

27. 8.1954
Der Generalstaatsanwalt bei dem Landgericht


Bln NW 40, den 27.8.54


An Frau Dr. Anneliese Groscurth / ...  Lindenallee 40


Das gegen Sie wegen Verstosses gegen das Gesetz vom 14.6.51 (Gesetz zum Schutz der persönlichen Freiheit) eingeleitete Ermittlungsverfahren habe ich eingestellt.   

                                                                            I. A.  gez. Frosch, 1. Staatsanwalt
LAB, C Rep. 908 Nr. 85

Verdacht i.S.  John/Wohlg.?

6.10.54
Zum 5-jährigen Bestehen der DDR verleiht Präsident Pieck an 325 Personen Vaterländische Verdienstorden,  davon 22 in Gold, 115 in Silber, 88 in Bronze. Anneliese Gr. gehört zu der Silber-Gruppe mit „außerordentlichen Verdiensten im Kampf für die Einheit Deutschlands.“

Silber auch für Walter Neye, Hans Marchwitza, Anna Seghers, Markus Wolf, Arnold Zweig.

„Sie alle können stolz darauf sein, Hervorragendes und Verdienstvolles zur Gründung, zum Aufbau und zur Festigung der DDR beigetragen zu haben.“ (aus der Pieck-Rede)

Das gilt auch für die Geheimverleihung an russische Militärs und Geheimdienstler
. 
VVO, u.a. 19f

BAL, DX 3/16

Rep. 58 (VS-Bericht, S.3)

VVO 66f

VVO 130-136

9.10.1954
Kulturbund zur Demokratischen Erneuerung Deutschlands, Bezirksleitung Berlin          
          


Frau Dr. Anneliese Groscurth  / Berlin W. 8


Sehr geehrte Frau Dr. Groscurth !

Zu der Verleihung des Vaterländischen Verdienstordens in Silber durch den Präsidenten der Deutschen Demokratischen Republik übersenden wir Ihnen unsere herzlichsten Glück-wünsche. 

Der Tatsache, daß diese hohe Ehrung gerade am 5. Jahrestag der Gründung unserer Deutschen Demokratischen Republik  erfolgte, messen wir eine besondere Bedeutung bei.     (...)

     

    (Prof. Dr. Deiters / Bab)  

dazu auch ein Glückwunschtelegramm vom DFB („...durch unseren verehrten Präsidenten Wilhelm Pieck“) und ein Schreiben  der VVN Charlottenburg (hs.)

und    ein Telegramm  „Die Chefredaktion der Taeglichen Rundschau“

und              „              vom Komitee der antifasch. Widerstandskämpfer, Georg Spielmann
LAB, C Rep. 908 Nr. 84   



24.10.1954
Die SED nominiert auf einer „zentralen Delegiertenkonferenz“ ihrer West-Berliner Kreis-verbände im Friedenauer Lichtspieltheater „Roxy-Palast“ die Kandidaten ihrer Landesliste zu den Wahlen zum Abgeordnetenhaus (vgl. S. 1024, Nr. 9). Die Liste wird angeführt von den Sekretären der Bezirksleitung, Bruno Baum, Edith Honecker-Baumann und Paul Wengels sowie dem früheren „DDR“-Interzonenhandelsbeauftragten Josef Orlopp.  Weiter kandidieren u.a. der Physiker Professor Robert Havemann, der Schulpädagoge Professor Paul Oestreich, die Ärztin Dr. Anneliese Groscurth, die Ehefrau des Dichters Bertolt Brecht, Helene Weigel, sowie der erste Nachkriegs-Oberbürgermeister Berlins, Professor Arthur Werner, der von der SED als „parteilos“ bezeichnet wird. – Der Landeswahlleiter stellt fest, daß Professor Werner 1932 der NSDAP beitrat*.
Berlin-Chronik 1951-1954, 

S. 1201  

* Werner hatte ebenfalls 1954 den VVO bekommen – aber schon am 7. Mai und in Gold. 

27.10.1954
Sie kämpft für den Schutz der demokratischen Rechte in Westberlin    (ND-Artikel zur Wahl)
in: BAL, DX 3/168

1.11.1954
N o t i z





        Berlin, den 1. Nov. 1954

Die Abteilung V
 beginnt, sich wieder intensiver für Frau Dr. Groscurth zu interessieren. Die erste Vorladung erfolgte zum 28. Oktober 1954. Da Frau Dr. Groscurth dort nicht erschien, liegt jetzt schon die 2. Vorladung zum 3. November vor.  Es wurde ein Aktenzeichen angelegt, woraus man schließen kann, dass es sich um eine Ermittlung handelt. Bei weiterer Weigerung ist nach der bisher üblichen Praxis damit zu rechnen, daß Frau Dr. G. einmal morgens durch die Polizei abgeholt wird.

Wir schlagen vor, dass diese Gestapo-Praxis
 gegen einen Wahlkandidaten der SED-Liste in der Presse entsprechend behandelt wird.   Sch.     (folgend offenbar der Pressevorschlag:)
Abteilung V will Frau Dr. Groscurth verhören !
  
   Berlin, den 2. November 1954
Die parteilose Kandidatin auf der Wahlliste der SED in Westberlin, Frau Dr. Groscurth, ist seit Jahren den Verfolgungen durch den Frontstadtsenat ausgesetzt.  

Nach ihrer Entlassung als Ärztin im Gesundheitsamt erfolgte die Aberkennung als OdF, die Streichung der Waisenrente für ihre zwei minderjährigen Kinder, also typisch faschistische Sippenhaftung. Dann bemühte man das Wohnungsamt zum Entzug der Praxisräume, führte Verhöre bei der Polizei durch und Herr  C a n t o r  startete ein „Ermittlungsverfahren“, das er zu seinem Bedauern am 27. August 1954 ergebnislos einstellen musste.

All diese Schikanen konnten den Mut dieser tapferen Frau nicht brechen.  Konsequent vertritt sie weiterhin das verpflichtende Erbe ihres von den Nazis hingerichteten Mannes.  Wie er kämpft sie gegen alle Formen des Faschismus und der Kriegshetze.

Ihre Kandidatur auf der Wahlliste der SED löste ein neues Kesseltreiben aus. Mit politischen Banditen leitete man als Nervenkrieg eine unflätige Telefonhetze ein. Die berüchtigte Gestapo-Abteilung V schaltete sich ebenfalls ein und bestellt Frau Dr. Groscurth zum Verhör. Die Tätigkeit des Groscurth-Ausschusses zum Schutze verfolgter Friedenskämpfer in West-berlin ist den Herrschaften natürlich ein Dorn im Auge.

Die Berliner werden wachsam diese Wahlbehinderungen und Einschüchterungsversuche beobachten und mit ihren Massenprotesten unwirksam machen.  Die Quittung erhält dieser Senat am 5. Dezember 1954
.    Sch.  
LAB, C Rep. ...

denkste, Theo ! (s. Anm. 17)

20.11.1954
ein Brief ohne Absender, ms., abgestempelt in Berlin-Friedenau, 26.11.54:   Ostberlin, den 20. Nov. 1954


Sehr geehrte Frau Doktor !

Zutiefst erschüttert hatte mich im Jahre 1944 das grausame Schicksal Ihres Gatten, von dem ich damals von einer langjährigen Patientin des so wertgeschätzten Arztes im Robert-Koch-Krankenhaus erfuhr.  Wir konnten es nicht fassen, dass dieser große Helfer der Menschheit dem unmenschlichen Naziregime zum Opfer gefallen war.  Genau wie damals hat mich, sehr geehrte Frau  Doktor, das Interview erschüttert, dass Sie einem Rundfunkreporter des Deutschlandsenders gaben.  Wie ist es möglich, dass Sie einem Regime dienen können, dass an Unmenschlichkeit die Nazityrannei noch übertrifft. Es klingt wie Hohn ! Haben Sie noch nicht begriffen, dass Sie den Kämpfern für Recht und Freiheit – wie auch Ihr Gatte einer war – in den Rücken fallen ! Wie Sie sich für Propagandazwecke missbrauchen lassen !

Gebe Gott, dass Sie den Weg der Gerechtigkeit finden und sich abwenden von dem Weg der Grausamkeit, der Unmenschlichkeit.                           


Eine von vielen Frauen, die / sich nach Freiheit sehnen !
LAB C Rep. 908 Nr. 85

26.11.1954
In dieser Woche besuchten wir: Frau Dr. Groscurth.      „Kann ich bitte Frau Doktor sprechen ?“  „Ist Frau Doktor wieder im Haus ?“  ... Ärztin, die zweimal in der Woche im Rundfunkkomitee arbeitet, (...)
Die Frau von heute, in:

BAL, DX 3/168 

5.12.1954
Wahlen zum Abgeordnetenhaus, die SED/SEW erzielt ihr bestes Ergebnis, s. Anm. 12.  Frau Dr. Gr. kandidiert auf Platz 9 der SED-Liste* und erhält dazu viele Briefe, u.a. ein A5-Blatt, ohne  Anrede, hs.:   Kreatur der roten Machthaber des Ostens, hinaus mit euch kommunistischem Gesindel, dahin wo Euer Platz ist. Eine Ärztin ohne Moral kann keine anständigen Menschen behandeln, höchstens um einige Jahre kostbaren Lebens betrügen.

Im Geiste sitzen Sie wohl schon im Westberliner Senat ?  Schönen Dank für solche wurm-stichigen Früchte.
LAB C Rep. 908 Nr. 85

*Kandidat Nr. 7: Robert H.,

Physiker, Vors. des Friedensrats Groß-Berlin

1955-1958
Listen „Rechtsschutz 1955“ bis 1958 jeweils mit Datum: wer wann in die Beratung kam, aus welchem Kreis, von welcher Org., welche Rechtsschutz-Maßnahme... 

(sämtliche Rechtsgebiete: auch Arbeitsgericht, Sozialhilfe, Räumungsklagen, Familienrecht, ...)
LAB C Rep. 905-03 Nr. 13

ca. 1955
Terror und Verfolgungen in Westberlin.  Berlin, Groscurth-Ausschuß, [ca. 1955] 35 S., Ill.
bac 2001: BStB

1955-3
Kalenderbild  1955 (6.-12.März) mit Foto: Verleihung der Clara-Zetkin-Medaille, dazu ein Zitat vom Juli 1954.  Auf dem Foto ist Frau Dr. Anneliese Groscurth angekreuzt (hinterste Reihe, man applaudiert gerade)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

3. 3.1955
Büro des Präsidiums des Nationalrats der NF erläßt Richtlinie zur Verleihung der Ernst-Moritz-Arndt-Medaille.
NF 62

14. 3.1955
Sekretariat an Ministerium für Gesundheitswesen, Abt. Arbeit: Wir befürworten beiliegenden Antrag von Frau Dr. Groscurth (...) Erholungsreisen in das Gebiet der CSR...
LAB, C Rep. ...

16. 3.1955
Lebenslauf von Frau Dr. Groscurth, s.u.
LAB, C Rep. 118-01  (u.a.)

16. 3.1955
(Lebenslauf) ... Nach 1945 ließ ich mich als Ärztin in Charlottenburg nieder. Ausserdem war ich als Leiterin der Amtsärztlichen Untersuchungsstelle in Charlottenburg tätig und wurde hier am 9. Mai 1951 fristlos entlassen wegen meiner Beteiligung an der Volksbefragung.  Am 11. Oktober 1951 wurde ich von der Westberliner Verwaltung als PrV (Politisch-rassisch-[religiös-]Verfolgte) aberkannt. 

Am 24. August 1951 richtete ich einen Aufruf an die Berliner Bevölkerung wegen des Über-falls auf Teilnehmer der Weltfestspiele am 15. August 1951 in Westberlin.  Am 28. August 1951 wurde der Groscurth-Ausschuß aus diesem Anlaß ins Leben gerufen, der heute noch besteht und die Aufgabe hat, den ständigen Schutz der demokratischen Rechte und die Vertei-digung von Patrioten in Westberlin auszuüben.

Zur Zeit habe ich eine Privatpraxis in Charlottenburg und bin als Betriebsärztin in der Poli-klinik des Staatlichen Rundfunkkomitees tätig.

Ich bin Inhaberin der Clara-Zetkin-Medaille und des Vaterländischen Verdienst-Ordens.

In den letzten Jahren habe ich aus offiziellen Anlässen Reisen durch die Sowjetunion, Volks-polen und nach Oesterreich (Wien) gemacht.

(Unterschrift)  
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

März 1955
Im März 1955 brachten die US-Streitkräfte ihre ersten atomaren Fliegerbomben in die Bundesrepublik.

Einen  Monat später folgten Sprengköpfe für atomare Marschflugkörper vom Typ Matador und (...)
Nassauer, 14

6. 4.1955
DER PRÄSIDENT  DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK

An die  /  Trägerin des Vaterländischen Verdienstordens / und der Clara-Zetkin-Medaille   

Frau Dr. Anneliese  G r o ß c o u r t h


Berlin W 8  / Friedrichstr. 194



Sehr geehrte Frau Dr. Großcourth !   

Der Präsident der Deutschen Demokratischen Republik, Wilhelm Pieck,

        hat den Wunsch, am Mittwoch, dem 6. April 1955, 16.00 Uhr, in seinem Amtssitz Schloß Niederschönhausen verdiente Frauen des staatlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens zu empfangen.


Im Auftrage des Präsidenten beehre ich mich, Sie zu diesem Empfang (...)

                                     Der Chef der Präsidialkanzlei / (Opitz).   Staatssekretär
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

31. 5.1955
Die mit ihren beiden Söhnen in Westberlin wohnende Klägerin, von Beruf Ärztin, beantragte am 31. Mai 1955 beim Beklagten [Polizeipräsident in Berlin] die Ausstellung eines Familien-passes. Diesen Antrag lehnte der Beklagte durch Verfügung...    (Forts. siehe unten,  23.11.55)
VG I A 473.55, S. 1

(LAB C Rep. 118-01)

Mai 1955
Wiederum einen  Monat später, im Mai 1955, wurden die ersten atomaren Kurzstreckenraketen vom Typ Honest John [in Westdeutschland] stationiert. Bald darauf folgten Corporal-Raketen, 203 Millimeter Artilleriegeschosse und atomare Landminen. (...) So begann eine gigantische atomare Aufrüstungswelle,..
Nassauer, 14

16. 7.1955
Reise in die Tatra, bis zum 7. 8.1955, drei Wochen Erholungsurlaub mit den Kindern
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

12. 9.1955
(Sekretariat) Liebe Freundin Anneliese Groscurth !

Zu Deinem heutigen Geburtstage sprechen Dir alle Mitarbeiter des Sekretariats die besten Glückwünsche aus.

Wir verbinden damit die feste Gewissheit, dass unser gemeinsamer beharrlicher Kampf zur Erhaltung des Friedens und der Herstellung der Einheit unseres Vaterlandes zum Erfolg führen muß. (...)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

Sept. 1955
Die Kl. war nach ihren Angaben bis September 1955 Vorsitzende dieses Ausschusses.

(Aus dem Urteil des LG Bln, 192. Zivilkammer, 6.10.1959)
LAB, C Rep. 980 Nr. 85

Okt. 1955
MfS ermittelt bis 1960 gegen die im Osten beschäftigten Westärzte (Operativ-Vorg. „Klinik“)
BStU, Anl. 1 und .3

23.11.1955
(Antrag Familienpass) Diesen Antrag lehnte der Beklagte durch Verfügung vom 23. November 1955 aufgrund der Vorschrift (...) ab. Zur Begründung gab er an: Die Klägerin sei Gründerin des nach ihr benannten Groscurth-Ausschusses, der in der sowjetzonalen Presse und in Ver-sammlungen mit Angriffen auf die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutsch-land und Berlins hervorgetreten sei. (...)  In den unter polnischer Verwaltung stehenden deut-schen Gebieten [wie z.B. in Auschwitz] habe sie als angebliche „Abgesandte Westdeutschlands“ in öffentlichen Versammlungen unrichtige Berichte über die Verhältnisse in der Bundesrepu-blik und Westberlin gegeben. Ihre bisherige antidemokratische Aktivität rechtfertigt die Annahme, daß die Klägerin als Paßinhaberin erhebliche Belange der Bundesrepublik und des Landes Berlin gefährden würde. (...) Tatbestand der Staatsgefährdung (...)

Dieser Ausschuß will nicht, wie die Klägerin vorgibt, allen Rechtssuchenden und politisch Verfolgten ohne Rücksicht auf Stand, Herkunft oder Weltanschauung helfen. Vielmehr hält die Kammer den Groscurth-Ausschuß im Einklang mit der Auffassung des Beklagten für ein getarntes Glied einer planmäßigen Aktion des im Sowjetsektor von Berlin und der sowjeti-schen Besatzungszone von der SED errichteten Systems das sich zur Aufgabe gestellt hat, 

1.) kommunistische Gedankengänge zu verbreiten,  

2.) den Widerstand gegen die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik zu unterstützen 

3.) insbesondere die Regierungen der Bundesrepublik und Westberlins sowie die Vereinigten Staaten, Groß-Britaniens und Frankreichs der Kriegshetze und faschistischer Bestrebungen und 

4.) die Behörden Westberlins und der Bundesrepublik der Verletzung rechtsstaatlicher Grundforderungen zu bezichtigen.          

(...) Bis heute gehört die Klägerin dem Vorstand des Ausschusses an, sie wird sogar in den Berichten der „Berliner Zeitung“ vom 6. September 1955 und (...) als die Vorsitzende  des Groscurth-Ausschusses bezeichnet.  (...) die beabsichtigten Auslandsreisen nicht zu privaten Zwecken (...) benutzen wird, (...) sondern (...) im Auftrage der sowjetzonalen Regierung und der SED in der Auslandbevölkerung Unruhe und Verwirrung zu stiften und Mißstimmung gegen die Bundesrepublik und die Behörden Westberlins heraufzubeschwören, insbesondere auch die Behauptung von einem Wiedererwachen des Faschismus (...). Denn wenn ein [DDR-] Zeitungs- oder Rundfunkbericht die Bundesrepublik und Westberlin verunglimpft, so bedeu-tet das weit weniger eine Gefahr, als wenn derartige Angriffe von einer westberliner Ärztin ausgehen, deren Mann von den Nationalsozialisten als Widerstandskämpfer ermordet worden ist, und die von sich behauptet, weit vom Kommunismus entfernt zu sein, (...) 
Beschluß vom 17. 2.1956

(28. VG I A 473.55, S. 1ff –

(LAB C Rep. 118-01) 

Gedanken sind nicht frei ! nur erlaubte Meinungen dürfen verbreitet werden

29.12.1955
(Sekretariat) 

Frau Dr. Anneliese Groscurth / z. Zt. Kulturbundheim / Nieder-Oybin / über Zittau

Liebe Freundin Anneliese !

Wir hoffen, dass Du in recht angenehmer Gesellschaft und Umgebung den Sprung in das Jahr 1956 machen wirst. Auch wir, Deine Mitarbeiter und Freunde in unserem Ausschuss werden in diesen Stunden Deiner gedenken.

Zweifellos wird auch das neue Jahr uns weitere grosse Aufgaben stellen und unsere gemein-same Tätigkeit zur Verteidigung von Patrioten wird noch nicht überflüssig sein. Trotzdem sind wir gewiß, dass dieser Kampf, den wir gemeinsam mit allen aufrechten Deutschen führen, einmal zum Sieg führen muß. 

Für das abgelaufene Jahr 1955 werden wir in der Jahresversammlung am Mittwoch, dem 11. Januar 1956 vor der Öffentlichkeit Rechenschaft ablegen. (...)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

5. 1.1956
(Stasi-BV Schwerin an Stasi Berlin) ... wurde er am 14.3.1952 vor ein Westberliner Gericht gestellt. Durch die vorbildliche Verteidigung eines Rechtsanwaltes des Grotkurtausschusses wurde er wegen angeblichem „Menschenraub“ freigesprochen.   Wir bitten Sie, die Angaben des Obengenannten beim Grotkurtausschuß zu überprüfen, ob diese der Wahrheit entsprechen. Das Ergebnis der Überprüfung ist uns nach Erledigung sofort mitzuteilen.
StU, Anl. 4 (Schrb. vom 5.1.56)

19. 1.1956
In diesem Zusammenhang wird mitgeteilt, dass einem bisher unbestätigten Hinweis der Vorprüfung B 1 Berlin vom 19.1.1956 zufolge Anneliese GROSCURTH ihre westberliner Arztpraxis benutzt, um ihren Patienten politische und nachrichtendienstliche Aufträge zu erteilen.  (...) fungiert gleichzeitig als Vertrauensärztin der SED. (...)
Rep. 58 (VS-Bericht, S.2)

13. 2.1956
Kulturbund zur demokratischen Erneuerung Deutschlands 

Berlin, den 13.2.56


Sehr geehrte gnädige Frau !

Wir erlauben uns, Sie zu einer Teestunde im kleinen Kreis mit der Gattin unseres Minister-präsidenten, Frau Johanna Grotewohl, am Dienstag, dem 21. Februar 1956 um 15 Uhr in den Klub der Kulturschaffenden, Berlin W 8, Jägerstraße, einzuladen. 

Frau Grotewohl wird über einige interessante Erlebnisse und Begegnungen sprechen, die sie während ihrer Reise durch die Volksrepublik China an der Seite ihres Gatten mit der Regierungsdelegation der Deutschen Demokratischen Republik hatte.    (...)    

                  Mit vorzüglicher Hochachtung              (Schulmeister) Bundessekretär   
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

Einladung kam wegen falscher Adresse erst am 22.2. an – also kein Tee mit China-Döntjes

17. 2.1956
Urteil VG I A 473.55 vom 17.2.56  (Familienpaß abgelehnt)      
G r ü n d e:
(die Ausstellung des am 31.5.55 beantragten Familienpasses wurde durch Vfg. vom 23.11.55 abgelehnt nach § 7 Abs.1 Paßgesetz. Denn sie sei Gründerin des Groscurth-Ausschusses, der „in der sowjetzonalen Presse und in Versammlungen mit Angriffen auf die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrep. Dtl. und Berlins hervorgetreten sei....- insg. 9 S. Begründung) 
LAB, C Rep. 118-01

[auch in C Rep. 908 Nr. 84 ]

siehe die Kopien (9/12 S.);

Tsp.-Bericht 18.2. in: 

BAL, DX 3/168 

22. 2.1956
Postkarte, hs. von Alf Peter, Charlottenburg, Wilmersdorfer...  ?       An: 

Frau  ... D. Groscurth, Bln Charlottenburg 5, Kaiserdamm 109  (Stempel:  22.2.56)

Frechheit ist nun mal die Eigenschaft der Kommunisten. Warum gehen Sie nicht dahin, wo Sie hingehören ?     Die Banditen im Osten warten auf Sie. Wenn Sie einen Orden von Verbrechern annehmen was wollen Sie dann noch unter anständigen Menschen.  Sollten Sie nicht bald verschwinden dann machen wir Ihnen Beine. 

Es ist die höchste Zeit. Schämen Sie sich nicht noch im Westen zu wohnen ?   (Rückseite:) 

Pack Ulbrich u. die anderen Verbrecher warten auf Sie. Den Verdienstorden hängen Sie sich auf Ihr Hinterteil.
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

Ende Febr.
Jemand schreibt an den Bürgermeister von Berlin, Büro für Gesamtberliner Fragen:

Westberliner Ärztin denunziert Ostberliner Kollegen, zwingt ihn zur Flucht und Aufgabe seiner Existenz.  -    Ab März ermittelt die Kripo, Kriminalassistent Sucrow. Diverse Vernehmungen.
Rep. 58          (üble 

        Geheimdienst-Intrige, 

        wie sich herausstellt)

4. 3.1956
hs. Brief:      Sehr geehrte Frau  Doktor,                                     

       mit sehr viel Interesse haben wir den Apell aus dem Osten vernommen, er sollte auch wirklich so ernst genommen werden. Aber wer hat eigentlich die Schuld, die Kommunisten haben eben nicht gerecht abgerechnet, hätten sie es nach Naziart getan, wäre dieser Apell heute nicht nötig gewesen. Diese Bagage hat sich doch fein getarnt, die Bonbons wurden in offenstehende Fenster geworfen und nun weise nach, wer und wer nicht Nazi war, aber wir haben sie genau gekannt, ich selbst war große Druck von denen ausgesetzt. Wer hat diese Biester aus der Gefangenschaft entlassen ? (...)   M. Schulze     
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

2 volle Seiten

12. 4.1956
(Notiz Kaul)  Vollmacht ist abgegeben worden. Mit OStA. Frosch wurde die Angelegenheit besprochen. Er will sich die Sache ansehen. Es bleibt also bei der richterlichen Vernehmung am Montag. Theo Schwieger vom Groscurth-Ausschuß ist unterrichtet worden und will Frau Dr. Groscurth darüber informieren, dass sie am Montag früh um 8 Uhr bei mir sein soll, damit eine schriftliche Einlassung aufgenommen wird, die sie dann der Richterin einfach abgeben kann. Diese schriftliche Einlassung muss etwa folgendermassen lauten:

„Ich traf vor geraumer Zeit Herrn Dr. Meltz, den ich lange Zeit nicht gesehen hatte, (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopien)

2 S., mit Adresse des Entl.-Zeugen Beutel

dazu mehrere Versionen der Einlassung, die letzte datiert: 16. April (195)6

19. 4.1956
Notiz. (von Theo Schwieger)  Betr. Repressalien gegen Frau Dr. Groscurth.

(zu den verschiedenen noch schwebenden Klagen, v.a. Fall Meltz / Hintergrund)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

2 S. (s. Kopien)

9. 6.1956


hs. Brief aus Wittenau von Marg. Gervens, 6 S. Bleistift:     an „Frau Dr. med. Anneliese Groscurth, Ärztin, Berlin W, Nähere Anschrift im Ärzteverzeichnis bitte feststellen“. 

Sehr geehrte Frau  Doktor, heute erfahre ich durch die Presse, daß gegen Sie Anklage wegen Vergehens gegen das Gesetz zum Schutze der pers. Freiheit erhoben ist. Von dem Gen.St.A. Görcke !  Nun hat weder Göcke, (früher SA u. Karrierist unter Hitler) noch s. Trabanten, ob sie Frosch Arndts Hülff (= Kammergericht) Cantor, Korths, Günther (=Kammergericht) heißen, auch nur das geringste Recht, Menschen wegen „Vergehen“ anzuklagen, da sie selbst die schwersten, infamsten Verbrechen begangen haben u. begehen, u.a. selbst sich gegen das Freiheitsschutzgesetz durch Menschenraub etc schwerstens vergangen haben.   

Die Akten 1 P K Me 23.54 (148.54) ./. Gervens u. 1 PJs 2860/54 ./. Rothkegel beweisen alles schriftl. u. einwandfrei.  

Ich selbst bin das unschuldige Opfer ds. Verbrecher geworden u. werde deshalb seit 2 J. m. Freiheit beraubt, 8 Mon. im U-Gef. Moabit seit 15 Monaten zwecks Mundtotmachung im Irrenhause Wittenau als gesunder Mensch. (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

13.6.56
Landesamt für Verfassungsschutz, Wilmersdorf, Fehrbelliner Platz 2, Streng vertraulich !

Eilinformation!   An den Generalstaatsanwalt bei dem Landgericht Berlin (langer Brief)
Rep. 58 II 2-6

- die Anlagen fehlen -

20. 6.1956
OVG Berlin, I. Senat, an Frau Rain Dr. Stahlberg                        20. Juni 1956

In der Verwaltungsstreitsache der Frau Dr. med. Anneliese Groscurth gegen den Polizei-präsidenten... werden Sie zur weiteren Vorbereitung der Sache gebeten, noch zu folgenden Fragen Stellung zu nehmen: (a bis d, s.u.).  –    Der Fragenkatalog gelangte in den Ostsektor und dort entstand ein Antwort-Entwurf   (2 Bl., mit hs. Korr., o.D., o. Zu.)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. die Kopie)

20. 6.1956
OVG an Rain Stahlberg.  Fragenkatalog:  

a) Welche demokratischen Rechte sollen durch den Groscurth-Ausschuß geschützt werden ?  

    Sollen diese Rechte nur in Westberlin oder auch in Ostberlin geschützt werden ?

b) Welche „Patrioten“ sind bisher in Westberlin verteidigt worden ?

    Was versteht der Groscurth-Ausschuß unter „Patrioten“ ?

c) Bestehen Satzungen des Groscurth-Ausschusses oder ...

d) Was ist ein „Kriegshetzer“ oder „Faschist“, welche Handlungen sind „Kriegshetze“ ?  

Frist von einem Monat.                  Antwort von Dr. Anneliese Groscurth am 22.12.56, siehe unten.  
LAB C Rep. 908 Nr. 85

s. dazu den Antwort-„Entwurf“ – von Schwieger verfaßt ? 


18. 7.1956
Dr. F. K. Kaul an den Groscurth-Ausschuß, z. Hd. d. Gen. Schwieger, (...)  

Lieber Theo !  In der Sache unserer Freundin Anneliese ist der Zeuge*, wie er mir nachher noch einmal ausdrücklich mitteilte, pünktlich zum Termin erschienen und hat in dem verabredeten Sinne ausgesagt. Ich behalte die Sache unter Beobachtung. Es ist allerdings anzunehmen, dass mit dieser Aussage die Angelegenheit tot gemacht ist.  Über den Fortgang der Sache werde ich Dich informieren.  Mit besten Grüssen (...)  
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

* offenbar Beutel, siehe unten, 7.9.56  und 

Rep. 58 I 37-38 

26.7.1956
Staatsanwaltschaft an Justizsenator, mit Entwurf der Anklage, Haftbefehl soll erwirkt werden: Arztpraxis
 wird lt. VS-Bericht (13.6.56) für nachrichtendienstliche Aufträge benutzt, daraus neuer Vorgang wegen landesverräterischer Beziehungen:  soll demnächst an den Oberbundes-anwalt beim BGH abgegeben werden. 
Rep. 58 II 7

18. 8.1956
Im RIAS wird das KPD-Verbotsurteil des Bundesverfassungsgerichts gemeldet. 

Deren Funktionäre versuchen in die DDR zu fliehen, 33 werden vorher verhaftet.
DLR-Feature, 16.8.06

25. 8.1956
(Schwieger) Werter Genosse Baum
 !

Wie erinnerlich, führen wir u.a. einen Rechtsstreit für Frau Dr. Groscurth wegen Verweige-

rung des Reisepasses. (...)  Die dort gestellten Fragen (...) sind natürlich als provokatorische Fangfragen gedacht. Wir haben auf alle Fälle den Entwurf einer Antwort fertiggestellt und fügen denselben zur Prüfung und Stellungnahme bei. Unsere Absicht dabei war nicht etwa, in umfangreicher Form eines politischen Leitartikels zu antworten, sondern die Absicht des Verwaltungsgerichts zu parieren, ohne uns zu eng festzulegen. Das entspricht ja auch dem äusseren Charakter unserer Tätigkeit. Wir würden gern darüber bald ein Gespräch führen (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)



5. 9.1956
Notiz (von Theo Schwieger).Betr.: Anklageerhebung gegen Frau Dr. Groscurth.

Wir berichteten am 19. April 1956 über ein Ermittlungsverfahren gegen Frau Dr. Groscurth. Es handelt sich hierbei um den flüchtig gewordenen Dr. Meltz, (...)  Gen. Dr. Kaul (...) ver-suchte die Angelegenheit in Moabit zu vertuschen. (...) der damalige Vertrauensmann des FDGB für die Westberliner Ärzte, Dressler, ...  Die Anklageschrift ist durchaus willkürlich...
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

Berichte – an die SED-Landesleitung Berlin ?

7. 9.1956
Notiz.  Betr.: Anklage gegen Frau Dr. Groscurth !

Die heutige Westpresse bringt Meldungen über diese Anklageerhebung. Unsere Presse erwartet von uns ebenfalls Nachricht.

Zur Sache selbst hatten wir heute früh mit Gen. Dr. Kaul anhand der Anklageschrift eine längere Aussprache. Er beurteilt die Situation äusserst kritisch.

Die Anklage beruht auf dem sogenannten Freiheitsschutzgesetz. Normalerweise finden hier schon immer beim Anfang der Ermittlungen Festnahmen statt. Das hatte Dr. Kaul durch die Einschaltung eines Entlastungszeugen, Dr. Beutel aus Lichtenberg, unterbunden und diese Gefahr besteht zurzeit nicht.  (...) flüchtige ehemalige Genosse Dressler (FDGB) ...
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

allgemein zu derartigen Prozessen in Moabit, auch zu taktischen Fragen. 

Sehr interessant (2 S.)



7. 9.1956
Telegraf: Westberliner Kommunistin angeklagt – Ostberliner denunziert  (Eigenbericht)

Gegen die berüchtigte westberliner Kommunistin Dr. med. Anneliese Groscourth ist Anklage wegen Vergehens gegen das Freiheitsschutzgesetz erhoben worden. (...) Frau Groscourth, die unverständlicherweise noch immer als Kassenärztin in Charlottenburg praktiziert, hat sich schon mehrfach mißliebig gemacht. (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)



11. 9.1956
BZ am Abend: Das Porträt: Eine Frau – nicht allein  *          (mit Foto)
Hochgewachsen, schlank, die Worte sparsam und etwas zögernd setzend, das ist Dr. med. Anneliese Groscurth, ständiges Opfer von Beschimpfungen des „Telegraf“. 

Jenes Blatt hat zur Verteidigung von Falschberichten über die DDR vorgebracht, „mangels Pressefreiheit im Osten“ könne es dort seine Informationen nicht überprüfen. (...)

1944 starb der Mann auf dem Schafott. Seine Frau kämpfte weiter...  Nach 1945 verlor Frau Dr. Groscurth ihre Stellung als Amtsarzt in Charlottenburg, als sie den Groscurth-Ausschuß gründete. Der Senat entfernte sogar eine Gedenktafel für Dr. Georg Groscurth (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s.Kopie)

* Variation des damals populären Buchtitels der prokommunistischen am. Autorin Agnes Smedley (1894-1950): 

    Eine Frau allein
.

13. 9.1956
In (Ost-)Berlin und vielen Bezirkshauptstädten der DDR werden etwa 400 Ernst-Moritz-Arndt-Medaillen verliehen, u.a. an Ulbricht, Pieck, Becher, Heinz Keßler, Grotewohl, Nuschke, Hans Loch, Dr. Dr. Günter Gerecke – und „Dr. Anneliese Grosscourth, ptls.“
BAL, DY 6/2286

13. 9.1956
Dr. F. K. Kaul an den Groscurth-Ausschuß, zu Hd. d. Gen. Schwieger. Durch Boten !

Werter Genosse Schwieger ! In der Angelegenheit unserer Freundin Anneliese bestätige ich... 

Zu unserem Glück sind die beiden auf das Tiefste verfeindet, und das muß genutzt werden.(...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)



28. 9.1956
Notiz (von Theo Schwieger).  Betr.: Anklage gegen Frau Dr. Groscurth.

(...) Damit wollen wir erreichen, daß Dressler von Hannover nach Berlin kommen muß, (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

25.10.1956
Entschädigungsamt Berlin: Antrag vom 11.1.1952 der Frau Dr. A. Gr. (Schaden an Freiheit – C) wird abgelehnt. Ehemann war zwar Opfer, aber sie betätige sich gg. die fdGO. (§ 6 BEG)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

12.11.1956
Dr. F. K. Kaul an den Groscurth-Ausschuß, z. Hd. von Gen. Schwieger

Werter Genosse Schwieger ! In Sachen unserer Freundin Groscurth ist Termin ..27.November .... Dr. Meltz und Dressler ...  Ich warne noch einmal, in diesem Verfahren nicht alles an Zeugen aufzubieten, ...  bin ich in der Lage, die beiden Halunken zu widerlegen. ...massgebenden Instanzen der Partei... endgültige Linie des Prozesses festzulegen. Eine Ein-zelentscheidung erscheint mir hier ebenso unmarxistisch wie gefährlich. Mit sozialistischem...
LAB C Rep. 908 Nr. 85

2 S. (s. Kopien)

Termin wurde bald vertagt.

13.11.1956
Notiz (von Theo Schwieger). Betr.: Prozess gegen Frau Dr. Groscurth.

Gen. Dr. Kaul weist noch einmal (...) dass nach der überaus demagogischen Anklageschrift, welche vorwiegend mit Phantastereien arbeitet, die Situation für Frau Dr. Groscurth sehr gefährlich werden kann. (...) Die üble Rolle, welche der geflüchtete ehemalige Gen. Dressler hierbei spielt, (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

zu Dressler vgl. 13.10.1952

23.11.1956
Notiz (von Theo Schwieger). Betr.: Prozess gegen Frau Dr. Groscurth !

Bei der Akteneinsicht wurde der bestehende Verdacht gegen den ehemaligen Genossen Fritz Dressler völlig bestätigt. Nach seiner Flucht wohnte er in Berlin-Schöneberg, (...) Felgentreff.. 
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)



27.11.1956
Vernehmung Fritz Dressler beim Generalstaatsanwalt b. LG Bln (u.a.: Frau Dr. Groscurth und Dr. Pulvermacher, der Chefarzt der Poliklinik des Berliner Rundfunks, wurden von einer dort tätigen Schwester bespitzelt, die für den SSD tätig war. Waren beide empört.)

Anschließend Vernehmung Dr. Meltz. Er habe Anfang Okt. 1956 den Verfassungsschutz in Hannover über Dr. Beutel informiert, „schriftlich in 4-facher Ausfertigung“.
Rep. 58

27.11.1956
Notiz (von Theo Schwieger). Betr.: Terminablauf im Prozess Dr. Groscurth. (Prot./Taktik:)

... Daraufhin inszenierte Dr. Kaul ein zufälliges Zusammentreffen mit dem Staatsanwalt (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

27.11.1956
(...) Am 27.11.56 war in Westberlin ein Prozeß gegen Fr. Dr. GROSCURTH. xxx war der beste Freund von Dr. xxx Fr. Dr. GROSCURTH und Dr. xxx sowie Schw. xxx und Schw. xxx xxx. xxx war viel in unserer Poliklinik und arbeitete gegen mich. (...) Am 28.11. sprach ich mit Fr. Dr. GROSCURTH und Dr. xxx über den Prozeß vom 27.11. Ich fragte Fr. Dr. GROSCURTH wie alles war. Fr. Dr. GROSCURTH sagte, xxx würde ihr sehr Leid tun und sie hätte ihm am liebsten etwas geschenkt, weil er so Elend aussieht. Ich sagte, dem Strolch noch etwas schenken ? Darauf sagte Dr. xxx, der arme Kerl kann einem Leid tun; (...) sogar im Bergwerk hätte er gearbeitet. Ich sagte, warum ging er denn rüber, er hatte doch hier eine gute Stellung gehabt. Er hat doch sicherlich hier schon als Agent gearbeitet, sonst wäre er doch nicht nach Westberlin gegangen. (...) Es würde doch nur zum Nachteil für Annelieschen sein.
Abschrift eines Stasi-Berichts (StU, Anl. 2), mit vielen Schwärzungen (xxx)

lt. ND vom 28.11. geht es um Dr. Meltz und „Agent Dreßler“, zwei geflohene Ost-Ärzte (zu Dressler vgl. 13.10.52, 5.9. und 28.9.56)

28.11.1956
ND: Terrorprozeß mußte vertagt werden – Spitzel des USA-Geheimdienstes lieferte „Beweis-material“ gegen Frau Dr. Großcurth.   Der politische Prozeß gegen die westberliner Ärztin...
StU, Anl. 2

9.12.1956
Brief von Dr. Meltz (Recklinghausen) an StA Dobbert  (Fall Beutel; Kluggert und Göcke) 
Rep. 58

22.12.1956
Dr. med. Anneliese Groscurth,. An das OVG: „...beantworte ich die Fragen vom 20. Juni 1956 wie folgt:“ 
LAB C Rep. 908 Nr. 85

( 3 S.)

[1956]
Schluß mit dem Stahlhelm.  Berlin, Groscurth-Ausschuß [1956], 19 S.
Broschüre, bac 2001: BStB

1956-1957
Aber Genossinnen, wir haben Festnahmen betrieben. Schon 1956, hier sag ich’s euch ganz offen, da haben wir 68 verhaftet.  Aber 57 haben wir 255 verhaftet. Und wir haben von den 255 ganze zwei wegen Geringfügigkeit eingestellt.  Alle anderen wurden verknackt. Außerdem solln Se wissen, daß ich dafür war, daß wir Feinde umgebracht haben. Und wir werden sie weiter umbringen.  (Erich Mielke)
Süddt. Zeitung, 8.3.1996

(zit. nach e.i. 99, 48)

der Groscurth-Ausschuß ist hier nicht zuständig...

15. 3.1957
Am 15. März 1957 gaben die US-Streikräfte erstmals bekannt, daß sie in Westdeutschland bereits Atomwaffen lagerten.
Nassauer, 14

16. 3.1957
Notiz [Schwieger]. Betrifft: Entschädigungsprozesse für Frau Dr. Groscurth

Nachdem das Bonner Entschädigungsgesetz in Kraft trat, stellte Frau Dr. Groscurth erneut einen Antrag, (...) wurde erwartungsgemäß wiederum abgelehnt. Als Begründung wurde (...)

Aus unserem Rechtsstreit mit dem Polizeipräsidenten wegen der Passverweigerung für Frau Dr. G. kennen wir das sehr umfangreiche sogenannte Belastungsmaterial, welches augen-scheinlich vom Verfassungsschutzamt
 laufend ergänzt wird. (...) würde das nur eine frucht-lose Pfändung bedeuten. Im Falle von Frau Dr. Groscurth kann es aber den Verlust ihrer Existenz in Westberlin bedeuten. (...) und Frau G. (...) würde unseren Vorschlägen in jedem Falle folgen. 
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

darauf hs. Zusatz: Rücksprache mit B. + Kaul am 10.4.57. „Entscheidung liegt bei uns, evtl. auf Kinder (Erbaurecht) über-tragen.“

18. 5.1957
Schriftsatz RAin Stahlberg an LG Berlin, zum Termin am 20. Mai (17 S. + Zeugenliste, 32 Pers.)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopien)

27.  5.1957
RAin Stahlberg an Mandantin: ...Aktennotiz über den Verlauf des Termins vom 20. (...) 

(schwebendes Strafverfahren abwarten, T. dort ist 21.6.57, Volksbefragungsausschuß, Groscurth-Ausschuß bzw. Präsidium, Fall Zunker, ...)  
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(2 Bl., s. Kopien)



7. 6.1957
Notiz. (von Theo Schwieger) Betrifft: Prozesse von Frau Dr. Groscurth.  (Entschäd. + Strafs.)

RA Kaul hatte längere Aussprache mit Frau Dr. Stahlberg, sie machte ausgezeichneten Schriftsatz...
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

21.6.1957
Erster Verhandlungstag in Moabit. Zeuge Dreßler gibt zu, bereits im Osten für westliche Geheimdienste gearbeitet zu haben. Treffs mit amerik. Geheimdienst in Lichtenberg. 

Zieht nach Sitzungspause aber seine Aussagen zum Thema amerik. Geheimdienst zurück. 
Rep. 58 I 115ff

22.6.1957
Kurier: Politischer Prozeß gegen kommunistische Ärztin – Ostberliner Kollege denunziert

- Anneliese Plumpe alias Dr. Groscurth
NL

22. 6.1957
Notiz (von Theo Schwieger) Betr.: Termin gegen Frau Dr. Groscurth am 21.6.57 (= Protok.)

Beantragt wurden vier Monate Gefängnis ohne Bewährung. Die Verhandlung wurde.. vertagt.
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopien) – interessant -

25. 6.1957
Im Namen des Volkes !  Strafsache gegen die Ärztin Dr. med. Anneliese Berta Helene Gr...

wegen Vergehens gegen das Gesetz zum Schutz der persönlichen Freiheit vom 14. Juni 1951.

(...) Die Angeklagte wird auf Kosten des Landes Berlin freigesprochen.
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(5 S.) s. die Kopien

und Rep. 58 (Urteil: 129ff)

26. 6.1957
Berliner Zeitung: Frau Dr. Groscurth freigesprochen – Anklage zusammengebrochen / 

USA-Regie versagte – Arbeitet die Westberliner Staatsanwaltschaft mit dem amerikanischen Geheimdienst zusammen ?  (Titelseite)
NL

26. 6.1957
Tsp: Frau Dr. Groscurth freigesprochen – Absicht der Verfolgung eines Ostberliner Arztes nicht nachweisbar – SED-Anwalt provozierte  
NL,  Verfasser: „C.C.“

23. 7.1957
Notiz. (von Theo Schwieger). Betr.: Prozesse gegen Frau Dr. Groscurth.

Eben vom Urlaub zurück, erfahre ich vom Gen. Dr. Kaul, dass die Staatsanwaltschaft gegen den Freispruch... Revision eingelegt hat. Aus Prestigegründen war das zu erwarten. (...)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)  interessant !

5. 9.1957
Dr. med. Fr. C. Meltz aus Hohenlimburg an RA Dr. Kaul (will seine Heimat Mecklenburg besuchen, ein verbrecherisches Subjekt habe ihm sein Hab und Gut genommen – Rückgabe der Möbel ? bittet um Hilfe, die ihm von Kaul im Prozeß angeboten worden sei)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)



1.10.1957
Dr. F. Kaul an den Groscurth-Ausschuß, z. Hd. von Gen. Schwieger: „Lieber Theo ! (....) Vielleicht besprichst Du die Sache mit Bruno. Mit sozialistischem Gruß“    (vgl. Anm. 16)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

24.10.57
Generalstaatsanwalt an den Vors. der 2. Gr. Strafkammer: nehme Revision zurück
Rep. 58 I 153

30.10.1957
Notiz (offenbar von Theo Schwieger). Betr.: Nachtrag zum Prozess gegen Frau Dr. Groscurth

(prozeßtaktische Fragen, vor allem zur Person Dr. Meltz, dessen Wünsche – erfüllen ?)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopie)

10.12.1957
Notiz (von Theo Schwieger ?)   Betr.: Einige Argumente für die Erwiderungsschrift im Prozess Frau Dr. Groscurth ./. Senat.  (u.a. spielten in der antifasch. Widerstandsbewegung Kommunisten die aktivste und führende Rolle, hingegen würden sich die ggw. Pazifisten „grundlegend von den blutleeren früheren Pazifisten“ unterscheiden, dazu Namenliste, 7 Pers.)
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(2 S., s. Kopien)

14. 2.1958
Prof. Dr. Robert Havemann, Erklärung zur Widerstandstätigkeit des Ehepaars Dr. Gr.
NL (Orig.) und RHG, 2 S.

22. 2.1958
(Vermerk über Mitteilung des Gen. Schwieger) Am 30.1.58 wurde in Westberlin der Genosse xxx ... inhaftiert, wegen Landesverrat. Der Großcurth-Ausschuß war bereit, die Verteidigung dieses Genossen zu übernehmen. /  Durch die Frau dieses Genossen wurde bekannt, daß xxx mit einer Dienststelle im demokr. Sektor in Verbindung stehen soll.  Wenn das der Fall ist, so hat er gegen den Willen der Partei gehandelt und der Großcurth-Ausschuß lehnt jegliche Unterstützung ab.  Gen. Schwieger bittet um Auskunft, wie er sich verhalten soll. Rudolph Dem unterzeichneten Mitarbeiter wurde durch die Nat. Front bekannt, daß xxx mit den Freunden (?) zusammen arbeitet.  Ru.    (...)
StU, Anl. 4 (hs. Vermerk, mit Zusätzen, zu. Rudolph)

 7. 7.1958
Sitzung des Landgerichts Berlin, Entschädigungssache der Frau Dr. Gr., Zeuge Havemann
RHG, 7 S.

1959
Es ist übrigens ein weitverbreiteter Irrtum, anzunehmen, die politische Justiz treffe nur Kommunisten. Der Kreis der Betroffenen wird immer größer und erfaßt auch Personen, die niemals der KPD angehörten oder ihr nahestanden.     (Gustav Heinemann/Diether Posser, 

Kritische Bemerkungen zum politischen Strafrecht in der Bundesrepublik, in:)
NJW, 12. Jg. (1959), 

Heft 4, S. 121-127 

ab 1959
„Terrorlisten“. In diese Liste werden eingetragen:


Alle Verhaftungen, die uns namentlich bekannt werden, auch kurzfristige.


Pressemeldungen über Verhaftungen – Gesamtzahlen. 


Haussuchungen – ohne Verhaftungen. 


Alle Vorladungen:
richterliche




Abt. I pol. Polizei




Inspektion




Revier.


Mißhandlungen auf den Revieren bei Verhaftungen etc.


Von uns erteilter Rechtsschutz für eine Klage-Einleitung.





Alle Eintragungen erfolgen tageweise und werden monatlich zur

                                               statistischen Auswertung abgeschlossen.
LAB C Rep. 905-03 Nr. 14

Einzelfälle mit Akten.

Ansonsten kurze Beschrei-bungen zu

Beratungen mit Besuchern,

für die keine Kartei vorhanden ist. 

Dabei wieder alle Rechts-gebiete, u.a. Erziehungs-probleme bei Jugendlichen.  

21. 5.1959
(DDR-Komitee für Menschenrechte)  Das Komitee gründete sich am 21. 5.1959 vermutlich auf Beschluß des Sekretariats des Bundesvorstands FDGB und gab sich die Bezeichnung

„Komitee zum Schutze der Menschenrechte, gegen militaristische Willkür und Klassenjustiz in Westdeutschland“.  Anlass der Gründung waren Inhaftierungen von KPD-Mitgliedern und die politischen Prozesse gegen DDR-Bürger in der Bundesrepublik nach dem KPD-Verbot 

des Bundesverfassungsgerichts 1956 (...)
BAL, DZ 7, Findbuch-Einl.

kein Nachfolger des G.A., sondern Ergänzung

Urteil vom 17. 8.1956

6.10.1959
Im Namen des Volkes.  In dem Rechtsstreit.... wegen Entschädigung hat die Zivilkammer 192 des Landgerichts Berlin ... unter Mitwirkung des Landgerichtsdirektors Dr. Waldeck sowie der Landgerichtsräte Dres. Riechers und Pakuscher für Recht erkannt:

(17. Die Klage wird abgewiesen,  II. Das Verfahren ist gebühren- und auslagenfrei.  (...) 

...ihre Mitgliedschaft in der NS-Frauenschaft angegeben. Sie ist Trägerin des Vaterländi-schen Verdienstordens der „DDR“ in Silber, der Klara-Zetkin-Medaille und der Ernst-Moritz-Arndt-Medaille. Ferner ist sie Mitglied der „Fédération international de Résistance“ (FIR). Sie erhält Einladungen des Komitees der antifaschistischen Widerstandskämpfer in der „DDR“ zu Tagungen oder Versammlungen in Ost-Berlin. (...)  (S. 2)

Der seit dem 8. August 1946 als Amtsärztin bei dem Bezirksamt Charlottenburg beschäftigten Klägerin kündigte ihr Arbeitgeber durch Schreiben vom 7. Mai 1951 wegen ihrer Beteiligung an diesem Volksbefragungsausschuss fristlos. (...)

Ein von der Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht eingeleitetes Verfahren wegen Verdachtes landesverräterischer Beziehungen ist eingestellt worden (1. Ojs. 191/56). 

In einem rechtskräftigen Beschluss des Amtsgerichts Charlottenburg vom 1. Juli 1952 – 12 M 1459/52 – wird die führende Rolle der Klägerin in dem Kreis derjenigen festgestellt, die den Sturz der demokratischen Regierung in der Bundesrepublik und in dem Land Berlin befür-worten und betreiben.  (...)  Am 28. August 1951 wurde sodann der „Groscurth-Ausschuß“... gegründet, der am 3. Oktober 1951 in „Groscurth-Ausschuß zum Schutze demokratischer Rechte und zur Verteidigung von Patrioten in Westberlin“ umbenannt wurde. Die Klägerin war nach ihren Angaben bis September 1955 Vorsitzende dieses Ausschusses. (...) (S. 3)

Selbst wenn das Gericht die übrigen von dem Zeugen Havemann erwähnten Tätigkeiten, ... als wahr unterstellt, entlastet dieses Beweisergebnis die Klägerin nicht von ihrer Mitglied-schaft in der NS-Frauenschaft, da nach § 6 I Ziffer 1, 2. Halbsatz BEG nicht nur erforderlich ist, dass die Klägerin den Nationalsozialismus bekämpft hat, sie muss vielmehr auch des-wegen verfolgt worden sein. (...)
NL, 8 S.

sowie im

LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. die Kopien)

FIR, 1951 gegründet, ist lt. Jahresbericht 2004 des BfV (unter „linksextremistische Bestrebungen“) noch immer unter Beobachtung !

17. 2.1960
(MfS, Verwaltung Groß-Berlin, Abteilung V/3) 

Betr. Inhaftierung von Polizeiangehörigen in Westberlin

Bei einer Aussprache mit dem Sekretär des Groscurthausschusses, S c h w i e g e r, wurde folgendes bekannt:  Da sich unter den Inhaftierten auch einige langjährige und zuverlässige Genossen befinden, wurde für diese auf Hinweis der Partei seitens des GCA ein Rechtsschutz organisiert. (...) Für die genannten Genossen hat der GCA 3 Anwälte gewonnen, die dann die Verteidigung übernehmen werden. Der GCA bleibt dabei selbstverständlich im Hintergrund.
StU, Anl. 4 (Vm. 17.2.60)

9. 3.1960
Kammergericht weist Berufung gegen das LG-Urteil vom 6.10.1959 zurück. Das Argument Auschwitz: „Schließlich ist die Klägerin auf Einladung 1952 in Polen zu einer Demonstration gegen faschistische Greueltaten gewesen.“ (S.3) „...Clara-Zetkin-Medaille... Statut vom 18. Februar 1954 in § 1 ausschließlich zur Auszeichnung der Verdienste um die Verwirklichung der Ziele der SED dient.“ (S.8)  „... kann ihr als gebildeten Frau und mit der Möglichkeit, sich zu informieren, nicht mehr geglaubt werden, daß sie in Unkenntnis der Ziele der SED ... gehandelt hat.“ (S. 8) „Die Revision war nicht zuzulassen, ...“ (S. 9)
NL,  9 S.

9.8.60
Kammergericht bittet das Landgericht um die Strafakten i.S. Meltz (Rep. 58)
Rep. 58 I unpag. / am Ende

16.9.1960
MfS-Hauptabteilung V/1, Schlußbericht zum Operativvorgang „Klinik“ („Ausgangspunkt waren negative und zersetzende Handlungen ...richtete sich in der Hauptsache gegen die drei Westärzte, Dr. xxx, Dr. GROßCOURT und Dr. xxx  sowie ... da diese 4 Personen am nega-tivsten in Erscheinung traten. ... Material aus Berichten der GI „Hilde“. ... Tratsch...)
StU, Anl. 3

xxx-Namen: s.u., 17.7.69

= Hilde Adolph ? (Ps.?)

21.12.1960
In der Entschädigungssache der Ärztin.... Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. Kaul... gegen das Land Berlin ... hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der Sitzung... beschlossen: Die sofortige Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 13. Zivilsenats des Kammergerichts in Berlin vom 9. März 1960 wird zurückgewiesen. (...)  nicht begründet, da... eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung nicht zu entscheiden ist.  (S. 2)
NL, 4 S.

vgl. FCD 273

zum BGH vgl. 1995

1960
21 Richter von sechs Gerichten haben in neun Jahren gegen Frau Dr. Groscurth entschieden.
FCD 271

27.12.1960
(Stasi-)Abteilung V/6         Betrifft: xxx

Es wird gebeten, festzustellen, ob beim Großcourth-Ausschuß Material über den Oben-genannten vorliegt. (...) Falls beim Großcourth-Ausschuß Material vorhanden sein sollte, wird um die entsprechenden Auszüge gebeten. (...)
StU, Anl. 4 (Vm. 27.12.60)

mit Antwort Schweigers

(Vm. 28.12.60)

1950 – 1960
Die westdeutsche Politik und die westdeutsche Strafjustiz warfen sich mit solcher Verbissen-heit in den Kalten Krieg, daß für die Vergangenheit einfach keine Zeit blieb. In den Jahren 1950 bis 1960 waren Staatsanwaltschaften und Gerichte mit der Aburteilung von 125 000 kleinen Kommunisten der KPD beschäftigt: Unter ihnen waren sehr viele ehemalige Wider-ständler gegen den Nationalsozialismus. Sie wurden vielfach von Richtern verurteilt, die schon unter Hitler gerichtet hatten. Täter urteilten also über Verfolgte, Verfolgten wurde erneut nachgestellt. Zur Verfolgung der Nazi-Verbrechen hatte diese Kalte-Kriegs-Justiz keine Lust und keine Energie (...)
Heribert Prantl , SZ Nr. 104 vom 7./8. Mai 2005: Die Flucht vor der Geschichte

6. 3.1961
RA Kaul, Verfassungsbeschwerde an das BVerfG (3 S.):„...dass die Beschwerdeführerin trotz Übereinstimmung in manchen allgemeinen humanen Fragen nicht Mitglied einer sozialis-tischen Partei geworden ist. (...)“
LAB C Rep. 908 Nr. 85

(s. Kopien)

März 1961
Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht, März 1961, ein letzter Versuch Kauls, die Denkfehler der 29 Vorderrichter zu korrigieren.
FCD 273

16.6.1961
Der Gewerkschaftsjournalist Heinz Brandt, einst in der SED-Landesleitung Berlin für den Groscurth-Ausschuß zuständig und dann nach West-Berlin geflohen, wird in West-Berlin betäubt und nach Ost-Berlin entführt, zunächst in Hohenschönhausen eingesperrt. 
vgl. Anja Mihr in:

IWK, Heft 4/01, 449-464

1962
Günter Weisenborn, Der lautlose Aufstand, Bericht über die Widerstandsbewegung des deutschen Volkes 1933-1945, rororo-Taschenbuchausgabe  („Eine bedeutende illegale Gruppe...“)
Europ. Union auf S. 155f 

27.1.1962
Kammergericht an Staatsanwaltschaft: Strafprozeß-Akten (Rep. 58) dem BGH übersandt
Rep. 58 I unpag.

6.11.1962
(Sekretariat)




Berlin W 8, den 6.11.1962

Friedrichstr. 194-199


An das Präsidium der Volkspolizei / Abt. PM / ...

Unsere Kameradin Dr. Anneliese Groscurth bittet um die Genehmigung am 21. November 1962 mit ihrer Kollegin, Frau Dr. Hildegard Stahlberg in ihrem Pkw den Friedhof in Stahnsdorf besuchen zu dürfen. (...)                              (Stempel: VVN-Bezirksvorstand)

Dr. Anneliese Groscurth geb. Plumpe, geb. 12.9.10 in Essen/Ruhr…

Mitgl. des Präsidiums im Groscurth-Ausschuß, Berlin W 8

     „           Komitees der Antifaschist. Widerstandskämpfer i.d. DDR, W 8

Trägerin des Vaterländischen Verdienstordens und der Clara-Zetkin-Medaille 

Pkw-Nr.   B N J 417

Dr. Hildegard Stahlberg – ledig,  geb. 29.4.05 in Essen/Ruhr, Beruf: Rechts-

anwältin, whft. Berlin-Wilmersdorf, Brandenburgische Str. 16,  Anwaltsbüro 

und seit 1952 tätig als Rechtsanwältin im Groscurth-Ausschuß zur Verteidigung

 von Patrioten und Friedenskämpfern in Westberlin, ...

Frau Dr. Gr. ist Mitglied unseres Präsidiums und Frau Dr. Stahlberg seit Jahren

                als Rechtsanwältin vor Westberliner Gerichten für uns tätig. (...)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

noch immer Mitglied des Präsidiums.



Dez. 1962
Beginn des geheimen „Häftlingsfreikaufs“: bis 1989 werden insg. knapp 34 000 Gefangene, (politische und wegen „versuchter Republikflucht“) für insg. 3,436 Mrd. DM verkauft (á 100T)
Heinrich Potthoff, Im Schatten der Mauer, 1999

6.11.1963
(Sekretariat)






6.11.63


An das / Präsidium der Volkspolizei / Abt. Pass- und Meldestelle


Berlin C 2 / Neue Königstr.  /  Zimmer 3014 B

Betr.: 
Antrag auf Erweiterung des ständigen Betriebsausweises für das demokratische

                Berlin zum Betreten des Zentralflughafens am 7.12.63

Am 7. Dezember 1963 wollen wir mit Betriebsangehörigen vom Flughafen Schönefeld einen Rundflug über Berlin machen und uns anschließend im Flughafen-Restaurant aufhalten. Zwei unserer Mitarbeiter sind Westberliner mit einem ständigen Betriebsausweis zum Betreten des demokratischen Berlins.

Wir bitten, für den obigen Zweck um eine Erweiterung dieser Genehmigung für den Flughafen Berlin-Schönefeld.


Sekretariat  (Schwieger)

1. Dr. Anneliese Groscurth  … Kaiserdamm 109 …

  2. Funck, Gerhard
 geb. am 21.1.08 zu Berlin, whft. Bln N 65, Türkenstr, 4, PA-Nr.....
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

mit 2 Paßbildern

13.10.1966
Volkskammer beschließt „infolge der schwerwiegenden Verletzungen der Rechte ihrer Bürger“ ein Gesetz zum Schutze der Staatsbürger- und Menschenrechte der Bürger der DDR 
GBl. der DDR 1966 I S. 81

(www.verfassungen.de/de...)

5. 7.1967
(Sekretariat ?)




              Berlin, den 5. Juli 1967


Betr.: Dr. A. Groscurth, Antrag auf VdN-Rente

   Dr. Anneliese Groscurth geborene Plumpe geboren am 12.9.1910 Essen/Ruhr, Beruf:  

   Ärztin, 
wohnhaft: Berlin 19 (Charlottenburg 9), Kaiserdamm 109 (dort auch Privat-

   praxis) Personal-Ausweis-Nr. ...

   beantragt eine Ausnahmeregelung. Sie bittet um Gewährung  der VdN-Rente 

   aus Mitteln der DDR. 

Sie ist Mitglied des Präsidiums des gleichnamigen Groscurth-Ausschusses, 108 Berlin, Friedrichstr. 194-199. 

Sie ist als Verfolgte des Naziregimes nach 1945 anerkannt worden, war Mitglied des Komitees der antifaschistischen Widerstandskämpfer, 108 Berlin, Unter den Linden 34 bis zur Herausbildung des besonderen Territoriums Westberlin.  

Sie wurde mit dem Vaterländischen Verdienstorden in Silber und der Clara-Zetkin-Medaille ausgezeichnet.

Am 4. August 1951 hat der „Senator für Sozialwesen“ in Westberlin die „Anerkennung als Hinterbliebene eines politisch Verfolgten“ (PrV) zurückgezogen. 

Ihre öffentlich verbreitete Beschwerde vom 18.10.1951 gegen den Bescheid wurde abgewiesen.

Im Verwaltungsstreitverfahren wies das VG Bln I. Kammer am 17.2.1956 ihre Klage ebenfalls zurück (Akt. Zeichen: VG IA 473.55), gez. Claus, Klamroth. In der Begründung heißt es u.a.:

„Die Klägerin ist als die eigentliche Gründerin des Ausschusses in der Öffentlichkeit hervorgetreten und bekannt. Sie hat dem Ausschuß ihren eigenen Namen gegeben, ... sie wird sogar als die Vorsitzende des Groscurth-Ausschusses bezeichnet.“ Eine positive Entscheidung der Westberliner Gerichte ist in ihrem Falle auch heute nicht zu erwarten.  (...)


Gründe: Am Wirken des Groscurth-Ausschusses besteht nach wie vor politisches Interesse.  Das politische Engagement der Namensträgerin dieses Ausschusses soll anerkannt werden.  Sie hat trotz der Repressalien, trotz des Boykotts (...)
Wengels

 
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopien)

Hervorhebung nicht im Orig.

Juli 1967
LG Berlin: Erster Prozeß gegen Rehse, 5 Jahre Zuchthaus   (Urteil wird vom BGH aufgehoben)
vgl. Mauz 1968, 242-247

16. 8.1967
Sitzung der VdN-Bezirkskommission: einstimmiger Beschluß, die (OdF-)Wiederaner-kennung zu empfehlen, ab 1.7.67. - 
„Gründe:
Am Wirken des Groscurth-Ausschusses besteht nach wie vor politisches Interesse. Das politische Engagement der Namensträgerin dieses Ausschusses soll anerkannt werden. Sie hat trotz der Repressalien, trotz des Boy-

kotts ihrer Privatpraxis und der auf diese unternommenen Anschläge mutig und offen 

demokratische, politisch progressive Ansichten in Westberlin vertreten. (...)“
LAB, C Rep. 118-01 Nr. 4069

1968
Gründung der DKP als Wiederzulassung bzw. Nachfolgeorganis. der 1956 verbotenen KPD.
Michael Roik, Die DKP...

4.12.1968
(Paul Wengels ?)  Lieber Gerhard ! Um bei den zuständigen Stellen in der Bundesrepublik eine Wiederaufnahme des Verfahrens für die Anerkennung von Frau Dr. Anneliese Groscurth als VdN in die Wege leiten zu können, wünscht Prof. Dr. Kaul die Herausgabe einiger bei dem gleichnamigen Ausschuß befindlichen Unterlagen. (...) Vermieden werden muß jegliche Erwähnung der personellen Zusammensetzung des Ausschußes, dem formell ja noch Leute wie Heinz Brandt und Robert Havemann angehören. (...)  Gruß  Paul                   (hs. Zusatz:)
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopie)

Einverstanden mit der Herausgabe der Materialien an F.K.K. – Politisch ver-spreche ich mir davon gar-nichts. (...)

5.12.1968
Büro RA Scheid/Fahs/Goldammer schickt Votum „Entschädigung Frau Dr. Groscurth“

(Zusammenfassung der Rechtslage mit Vorschlägen) an Frau Dr. Groscurth
NL (5 S.)

6.12.1968
LG Berlin, 2. Prozeß gg. Rehse: Oske-Kammer spricht ihn frei vom Vorwurf des siebenfachen Mordes (...der Mörder ihres Mannes...von jeder Schuld freigesprochen) Urteil: 66 S., mit Anl. 
(Teilabdruck bei Jörg Friedrich); FR 1.12.04

Dez. 1968 ?
Ein Hoch auf Roland Freisler / Spiegel-Reporter Gerhard Mauz zum Freispruch des Richters am Volksgerichtshof Rehse
Spg. 50/1968, S. 82

1951-1968
In der Zeit von 1951 bis 1968 gab es Ermittlungsverfahren gegen mehr als 200 000 Personen, nahezu ausschließlich wegen gewaltfreier linksoppositioneller Arbeit. 

Vielfach verfolgt wurden Gegner der Remilitarisierung ...     (Rolf Gössner, 2005) 
antifa

ähnlich/detailliert bei 

A. v. Brünneck (1978)

1968
DDR hat jetzt ein „Komitee für Menschenrechte“     (s. Findbuch NF, Bd. 5)
BAL, DY 6, 1640

1969
Wiedergutmachungsanträge Jan-Heinrich und Peter Stefan Groscurth
LAB, B Rep.080 (-1996)

17. 7.1969
Werter Genosse Naumann !





17.7.1969

Betr.: Entlassung der Westberliner Ärzte im Staatlichen Rundfunkkomitee

(...)   Frau Dr. Gr., Pulvermacher und Dr. Kämpfer, drei Ärzte, die auf dringendes Ersuchen bei der Vertreibung des demokratischen Rundfunks aus der Masuren-Allee
 (Westberlin) seinerzeit die ärztliche Praxis beim Staatlichen Rundfunkkomitee in Berlin weiterführten, sind ohne Angaben von Gründen gekündigt worden; Dr. Groscurth... zum 31.7. (...)   

Frau Dr. Groscurth, Namensträgerin des gleichnamigen Ausschusses zur „Verteidigung der demokratischen Rechte der Westberliner Bürger“, ist ebenso wie Pulvermacher von uns als Verfolgte des Naziregimes anerkannt; ihr wurde durch einen Beschluß des Magistrats ihrer politischen Haltung und Tätigkeit wegen das Recht zuerkannt, die VdN-Rente hier in Anspruch zu nehmen. Um den Senat nicht von seinen Verpflichtungen (um die er sich drückt) zu entbinden, hat sie bisher keine Rente in Anspruch genommen.

Besonders für Frau Dr. Groscurth setzen sich die Genossen des Parteivorstandes ein. Sie lehnte die Annahme der Kündigung ab. Würde sie dennoch entlassen, hätten wir die wider-spruchsvolle Situation, daß eine besonders ausgezeichnete Westberliner Bürgerin von einer anderen Stelle einen Fußtritt bekam. (...) ...und sozialistischem Gruß   gez. Paul Wengels 

dazu ein Traktat
Unbegreifliche Willkür gegen 3 verdiente Ärzte


Dr. Groscurth – Pulvermacher – Dr. Kaempfer      
(...)

                                                    Berlin, den 23. Februar 1970  /  Paul Wengels                    
LAB, C Rep. 908 Nr. 84

(s. Kopien)

offenbar die selben drei Ärzte, gegen die von der Stasi 1955-1960 ermittelt wurde (s. dort den Schluß-bericht)



Juli 1969
Drei Witwen treffen sich in einer Laubenkolonie: Anneliese, Kläre (Bloch) und Hilde
FCD 288f

1970
... der Kniefall von Kanzler Willy Brandt vor dem Ehrenmal des jüdischen Ghettos in Warschau von 1970, ...                 (= die Wende in der Ostpolitik, Ende des Kalten Krieges)
Heribert Prantl, SZ 7./8.5.05

1972
Vergleich Anneliese Groscurth ./. BRD  („der ihr zwar nicht Recht, aber zumindest Ruhe verschaffte“): Witwenrente und Waisenrenten werden ab 1960 nachgezahlt
FR 1.12.04, FCD 302: RAe 

Kaul, Heinemann jr., Scheid

1973
DDR-Würdigung von Georg Groscurth in „Ärzte an der Seite der Arbeiterklasse“
Hg. Kurt Kühn, S. 218-224

1973
DDR wird Mitglied der Vereinten Nationen und erklärt weiterhin, sich mit deren Ziel-setzungen zu identifizieren. Dazu gehört auch die Allg. Erklärung der Menschenrechte. 
MPI Völkerrecht, Dt. RSpr.

23. 3.1976
Inkrafttreten des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte für die DDR.  
MPI Völkerrecht, Dt. RSpr.

31. 8.1977
In Pankow wird eine „Groscurth-Straße“ benannt (ohne den Vornamen, im Ärzteviertel)


1978
Robert Havemann, Ein deutscher Kommunist / Groscurth und die E.U. in Kap.III: Widerstand
S. 41-64

1978
Alexander von Brünneck, Politische Justiz gegen Kommunisten in der Bundesrepublik Deutschland 1949-1968          (beschreibt die vielfältigen Methoden der Kommunistenverfolgung)
ed. suhrkamp, s.Literatur-liste

1983 April
„So stieß ich rein zufällig auf den Namen Georg Groscurth. Bei einem Bekannten lag eine alte Zeitung herum. (...)“ K.D. Mund in: Spurensicherung des Widerstands und des Alltags im Faschismus in Charlottenburg (zur Ausstellung in der Holtzendorffstr. 14, vom 10.4. bis 20.4.1983)
Hg. von der Berliner Geschichtswerkstatt, 

S.13-15

1984
Ch. Pross, R. Winau (Hg.), „Nicht mißhandeln“, Das Krankenhaus Moabit 1920-1933, 

Ein Zentrum jüdischer Ärzte in Berlin. 1933-1945 Verfolgung – Widerstand – Zerstörung, Bln. 1984
S. 227-246 („Anneliese fiel ebenfalls in Ungnade,...“)

August 1989
Ev. Akademie Berlin: In der Gestapo-Zentrale Prinz-Albrecht-Straße 8 – Berichte ehemaliger Häftlinge  (8 Berichte, u.a. von Margarete Rentsch über die Widerstandsgruppe Europ. Union)

„...aber Widerstand war von diesen Männern immer da, von Anfang an. Georg Groscurth und Robert Havemann waren in der Kommunistischen Jugend.“ (S. 127)
S. 119-149

1989
Reprint von Broschüren des Groscurth-Ausschusses: „wi-archiv, Westberlin 1989“ 
Hg.: westberliner info

1991
Helmut Kindler, Zum Abschied ein Fest (Autobiogr.)                                                     E.U.:
S. 227-233, 257f

1991
Heinrich-Wilhelm Wörmann, Widerstand in Charlottenburg (GdW-Reihe, Band 5) © 1991
E. U.: S. 112-117

1993
Otto Wenzel, Wie West-Berlin besetzt werden sollte: Im Gegensatz zu seinen häufigen Friedensbekundungen hat das SED-Regime kriegerische Handlungen bis ins Detail vorge-plant, beispielsweise zur Einverleibung des freien Berlins.       In: 
Die politische Meinung, 38 (1993) 278, S. 71-75

1994
Peter Steinbach, Johannes Tuchel (Hg.), Lexikon des Widerstandes 1933-1945        E.U.: S. 71
München 1994 

7. 4.1995
Enthüllung einer Gedenktafel für Dr. Georg Groscurth in der Turmstr.21 (eh. Krhs. Moabit)
internet

1995
1995 hat der Bundesgerichtshof ein Geständnis abgelegt und sich von seiner bisherigen Rechtsprechung distanziert: „Eine Vielzahl ehemaliger NS-Richter hätte wegen Rechts-

beugung in Tateinheit mit Kapitalverbrechen zur Verantwortung gezogen werden müssen.“ 
Heribert Prantl, in: SZ 7./8.5.2005

28. 9.1996
Tod von Frau Dr. Anneliese Groscurth geb. Plumpe
LAB

25. 3.1998
E.U.-Vortrag von Wolfgang Leonhardy im Blisse-Café / nach Unterlagen des Druiden-Ordens
s. Prot.

1998
Heinrich-Wilhelm Wörmann, Widerstand in Charlottenburg (GdW-Reihe, Band 5, erweit. 2..A.)   
E. U.: S. 137-143

14. 6.99
FU-Pressestelle: Robert Havemann für Yad Vashem vorgeschlagen
Internet: fu-berlin.de  

Nov. 1999
Manfred Wilke/Werner Theuer: Robert Havemann und die Widerstandsgruppe Europäische Union, in: Deutschland-Archiv, 32. Jg. 1999, S. 899-912
Kopie von RHG

März 2000 ?
Leserbriefe Theuer + Wilke in der Berliner Zeitung: Teile [der Havem.-Tät.]ausgeklammert ?
Berl. Ztg., o.D.

2001
Simone Hannemann, Robert Havemann und die Widerstandsgruppe „Europäische Union“, 

Eine Darstellung der Ereignisse und deren Interpretation nach 1945. Eine Studie.  Bln. 2001
188 S.   (Schriftenreihe des Robert-Havemann-Archivs, 6)

7. 5.2003
Waldeckische Landeszeitung: Arolsen ehrt Widerstandskämpfer Georg Groscurth  
Dr. Bernd J. Zimmer, wlz-fz 

9. 3.2004
In Charlottenburg wird der „Kläre-Bloch-Platz“ eingeweiht – sie hatte Erich Bloch ab 1943 in ihrer Wohnung Horstweg 28 versteckt (Heirat 1955) / waren befreundet mit Annel. Grosc. 
vgl. FCD 288

2004 (Sept. ?)
F. C. Delius        Mein Jahr als Mörder       Berlin 2004             s.u.
= FCD

27.12.2004
Tsp. Interview Markus Hesselmann und Gerd Nowakowski mit FCD über sein Buch und das Berlin der 50er und 60er Jahre
Tsp / Internet

4. 7.2005
Berliner Morgenpost: Höchste Auszeichnung des Staats Israel an Nichtjuden, Drei hinge-richtete Widerstandskämpfer gegen das Naziregime auf Berliner Initiative in die Liste der „Gerechten unter den Völkern“ aufgenommen, von Regina Köhler
MoPo 4.7.05, mit Fotos von Herbert Richter, Paul Rentsch, Georg Groscurth

6. 7.2005
Tsp: Späte Ehre für die selbstlosen Retter – Israel würdigt NS-Gegner der „Europäischen Union“ um Georg Groscurth – Sie halfen, als andere wegschauten.
A, I

26. 7.2005
Deutschlandfunk, Feature: „Leben ohne Menschenhass“, Die Geschichte der Groscurths  
Anne Worst, DLF  (45‘)

18. 8.2005
BVV Charlottenburg-Wilmersdorf überweist den Antrag der GRÜNEN-Fraktion (Benennung eines Platzes in Westend nach dem Arztehepaar Anneliese und Georg Groscurth) an den Ausschuß
Antrag DS-Nr. 1568/2, 

BVV-TOP 10 (Anträge) Nr. 26

Sept. 2005
antifa würdigt Ehrung des Ehepaars durch Yad Vashem und geißelt die West-Berliner. -  Peter
Neuhof: Mord und Rufmord

13.10.2005
Frauenausschuß der BVV behandelt den Antrag der Grünen-Fraktion (s. 18.8.)
8:0:5 angenommen

20.10.2005
dass. im Ausschuß für Kultur und Bildung
mehrh. angenommen

2.11.05
dass. im Ausschuß für Bauwesen   (vertagt auf den 16.11., TOP 4)
Einladung, TOP 5

8.11.05
FCD liest aus „Mein Jahr als Mörder“ in Charlottenburg, Stadtbücherei, Nehringstr. 19

Einführung von Tilman Fichter: beschreibt Verfolgung von A nneliese Groscurth, verschweigt aber den Ausschuß. So kann niemand verstehen, worum es eigentlich ging...
Veranst. der dort. SPD-Abt.

7.12.05
MoPo: Platz wird nach dem Arzt-Ehepaar Groscurth benannt. Der namenlose Platz an der Lindenallee Ecke Nußbaumallee soll nach dem Arzt-Ehepaar Georg und Anneliese Grosc....
MoPo, Lokales

15.12.05 
BVV beschließt Benennung des Platzes nach dem Ehepaar Groscurth
TOP 8.8

5. 1.2006
Pressemeldung der BStU-Abteilung Bildung und Forschung wegen einer Neuerscheinung:  

Der Wandel Robert Havemanns vom Inoffiziellen Mitarbeiter zum Dissidenten im Spiegel der MfS-Akten    (Broschüre, 59 S., Verfasser Arno Polzin)
= BF informiert, Nr. 26

5. 1.2006
Andreas Förster: Vor dem Wandel. Bevor Robert Havemann in der DDR zum Dissidenten wurde, war er Zuträger von drei kommunistischen Geheimdiensten. Nun wurden seine Spitzelberichte veröffentlicht.
Berliner Zeitung, mit Foto

7. 1.2006
Yad Vaschem ehrt Robert Havemann.
ddp, Berliner Zeitung

29. 3.2006
Pressemeldung des Bezirksamts zur Delius-Lesung in der Kläre-Bloch-Schule am 4. April:

„Die Mutter wird wegen ihres politischen Engagements von den Behörden drangsaliert.“
www.berlin.de

18. 5.2006
Mündliche Anfrage des BV Dr. Jürgen Hess, Bü90/GR: Wann erfolgt d. Benennung des Gr. ?
Antw. StR Gröhler v. 22.5.

21. 6.2006
FR-Meldung: Robert Hav. / Ehrung der EU durch Yad Vashem am Dienstag (20.6.) in Berlin
FR / EPD

11. 8.2006
Einweihung des „Groscurth-Platzes“ in Westend, Lindenallee (zw. den Nrn. 6/8 und 47/48)
MoPo 12.8.06

2. 9.2006
Ehepaar geehrt / Grünfläche in der Lindenallee nach Anneliese und Georg Groscurth benannt
Rathausnachrichten, S. 5

BAL
Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde (BAL),  u.a. Volksgerichtshof  (NJ 1395,  NJ 1524, NJ 1720, NJ 14180), Politbüro der SED, FDJ

BStB
Berliner Stadtbibliothek   (bac = berliner allegro catalog, bis 2001 in Wdf. als CD ersch.)

FDJ
Bestand DY-24 im BAL (FDJ-Sekretariat)

KK
alte Karteikarte / Bezirksamt Charlottenburg, Personalstelle 

Kl.Chronik  Kleine Chronik der FU Berlin. 1951: Zehn Studenten der FU und der Deutschen Hochschule für Politik werden 1951/52 im Butyrka-

Gefängnis in Moskau erschossen.  (web.fu-berlin.de/chronik) 

LAB
Landesarchiv Berlin (LAB), diverse Akten  (v.a. im Bestand „Groscurth-Ausschuß“ bzw. SED-Bezirk Berlin)

Mauz
Gerhard Mauz (Spiegel-Gerichtsreporter), Die Gerechten und die Gerichteten, Frankfurt/Berlin 1968, S. 242ff

Nassauer
Otfried Nassauer, Die nukleare Teilhabe der Bundeswehr, in: FriedensForum 4/2005, S. 14f / BITS vom 1.4.2005

ND
Neues Deutschland, Mikrofilm 7 im Zentrum für Berlin-Studien: 15.11.1950 bis 12. 6.1951

NF
BAL, Findbuch zum Bestand DY 6: Nationalrat der Nationalen Front / mit Angabe der Findbuch-Seite (zur Übersicht vom 6.9.05)

NL
Nachlaß Groscurth (bei Dr. Jan Groscurth, Berlin-Wannsee)

Rep. 58
Landesarchiv Berlin, Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Berlin, Strafsache Dr. Anneliese Groscurth i.S. Dr. Meltz  (2 Akten)

RHG
Robert-Havemann-Gesellschaft, Herr Theuer (Robert-Havemann-Archiv; am 13.9.2005 verstorben), Schliemannstr. 23, 10437 Berlin

Smith
Arthur Smith jr.: Menschenraub in Berlin. 2004.  180 S. (= Materialien aus dem Bundesarchiv, Heft 15)

St./Kr.
Norbert Steinborn/Hilmar Krüger, Die Berliner Polizei 1945-1992, (...) Berlin 1993 

StU
Auskunft der BStU vom 24.10.05 (2 S., mit 4 Anlagen)

Tsp.
Der Tagesspiegel,  Mikrofilm 10 im  LAB: 3. 1.51 bis 15. 7.51 (durchges. bis 20.6.51)

VVO
Akten der DDR-Präsidialkanzlei im BAL zur Verleihung des Vaterländischen Verdienstordens 1954, mit Seite der Übersicht.

R e z e n s i o n e n  usw.

11. 9.04
Dankrede FCD in Aachen – Walter-Hasenclever-Preis
I

28. 9.04
Der Spiegel, Karen Andresen: Nachrichten aus der Steinzeit
I

6.10.04
FAZ, Jörg Magenau: Es fällt kein Rechtsstaat vom Himmel

„Mein Jahr als Mörder“: FCD blickt auf seinen Zorn zurück
A, I

23.10.04
Badische Zeitung, Ulrich Rüdenauer: Der Tod des Nazi-Richters        Friedrich Christian Delius erzählt in einem Dokumentarroman von 1968 – und von einem Beinahe-Mörder
A  (zur Lesung am 28.10. in 

      Freiburg)

11.11.04
Die Zeit, Michael Naumann: Handlanger in Roben
I

1. 12.04
FR, Thomas Fitzel: Selbstjustiz, um 1968 /  FCD schwankt zwischen Dokumentation und Roman
A

7.12.04
Ärztezeitung, Arno Fricke:
I

13.12.04
Berliner Literaturkritik: 
I

27.12.04
Die Stimmungsmache in der Presse ging übrigens vor allem auf den Tsp. zurück.  Der heutige Lokalchef des Tsp., ein ehem. Taz-Redakteur, hat mit Delius dazu am 27. Dezember 2004 ein großes Interview geführt.    
I  (Berlin Story Buchh., 

    Rundbrief S. 2)

- s. den Text des Interviews -

7. 1.05
Stern:
I

11. 1.05
NZZ, Wolfgang Schneider: Ein tragischer Lebensstoff  /  FCD‘ Roman „Mein Jahr als Mörder“
A, I

18. 2.05
Freitag 07, Jürgen Pelzer: Widerstand war möglich
I (3 S., unvollst.)

Februar/März
antifa: Mehr als eine Familiengeschichte
Febr./März 05, S. 32

...    2005
Deutschlandradio, Anne Worst: ...    (s.o.: Sendung am 26.7.05, 19.15 Uhr)
I (3 S., unvollst.)

16. 3.05
Berlin Story Buchhandlung,  Rundbrief über Neuersch.
I (6 S.)  S. 2

2005
Andreas Disselnkötter, Geehrt und verschmäht: Die „Gerechten unter den Völkern“ in der deutschen Erinnerungskultur, in: Wolfram Wette (Hg.), Stille Helden, Judenretter im Dreiländereck während des Zweiten Weltkriegs, Freiburg 2005, 287 S. (233-251, hier: 238-241)
Wette 238-241

angeblicher Konflikt 

Wilke ./. Theuer wg. Havem.

2006
Andreas Disselnkötter, „...ein paar anständige Menschen“, Yad Vashem ehrt Mitglieder der „Europäischen Union“  (über das Delius-Buch u.a.)
Tribüne 178, ...

A
als Zeitungsausschnitt                                                    I
Internet

Alte Zeitungsberichte  (v.a. im Zentrum für Berlin-Studien/BStB)  und Zeitschriften
Der Tagesspiegel    

um 1951 

s.o.   


Der Spiegel

1950-1960 
neg. (1950-1960)

Neues Deutschland

um 1951

s.o.

Berliner Zeitung

um 1951

„Die Weltbühne“
(BStB)
ab 1951

neg. (1951-1955)

RzW
(Cha.Mag.Bibl.)
ab 1951



- ferner viele Zeitungsausschnitte und -seiten in den Akten im LAB ! -

L i t e r a t u r   (z.T. bereits bei den Quellen genannt)

MPI Völkerrecht        www.virtual-institute.de

Ernst Niekisch, Erinnerungen, Band 2    (ebenfalls Entziehung der BEG*-Rente aus polit. Gründen, BVerfG-Bestät.) |  * BEG   § 2  Abs. 1 Nr. 4

PV
Pankower Vorträge, „Helle Panke“ e.V., Heft 26, Berlin 2000, S. 14 
Alexander von Brünneck, Politische Justiz gegen Kommunisten in der Bundesrepublik Deutschland 1949-1968, 

Frankfurt 1978 (ed. suhrkamp 944), S. 28f, 62-64, darin Zitate aus 

Walter Wagner (Hg.), Hochverrat und Staatsgefährdung, Band I und II, Karlsruhe 1957/58  (BGH-RSpr.) 

Norbert Steinborn/Hilmar Krüger, Die Berliner Polizei 1945 bis 1992: von der Militärreserve im kalten Krieg auf dem Weg zur 

                      bürgernahen Polizei ?  Berlin 1993    (u.a. „Die Rolle der Berliner Polizei bei der Bekämpfung des ‚inneren Staatsfeindes‘“) 

9.3.07  Frank Flechtmann 
* Elisabeth von Scheven, Herta Brasch geb. Abraham, Heinz Günter Wolff und Agnes Wolff geb. Grätzer, Ehepaar Michailowitsch, 


   Frau Lindemann, Walter Caro.  -  Vgl. Simone Hannemann 2001, 52-55.


� „Die Klägerin ist zwar keine Beamtin im eigentlichen Sinn, da es in Berlin bisher außer den Richtern und Staatsanwälten noch keine Beamten 


   wieder gibt und das Landesbeamtengesetz noch in den Beratungen des Abgeordnetenhauses ist. Trotzdem ist sie auch als Angestellte des Öffent-


   lichen Dienstes Funktionsträgerin der öffentlichen Gewalt. (...) gewisse Beschränkungen seiner politischen Betätigungsfreiheit. 


    (Urteil des Landesarbeitsgerichts vom 22.4.1952, NL, S. 8) Es folgen die üblichen Grundsätze der Mäßigung, Zurückhaltung, Treue.  Dann:


  „Über die Frage der Remilitarisierung kann man geteilter Meinung sein und die Tatsache, daß die Klägerin dagegen ist, könnte nie einen Grund zu 


   ihrer Dienstentlassung bilden. Die Klägerin hat sich aber, obwohl sie selbst nicht Kommunistin ist, einer Aktion zur Verfügung gestellt, die von den 


   Gewalthabern der Sowjetzone ins Leben gerufen worden war. Das Verhalten der Klägerin nach ihrer Entlassung kann zwar keinen Kündigungs-


   grund bilden, ist aber kennzeichnend für die gesamte innere Einstellung der Klägerin zu dem rechtmäßigen Berliner Senat und seinen Organen.  


   Die Klägerin kann nicht verlangen, daß ein Dienstherr sie weiter beschäftigt, dem sie Verbrechen und unmenschliche Terrormethoden vorwirft.  


   Wenn sie die Beklagte mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln bekämpfen will, muß sie aus ihrer Verwaltung ausscheiden.


   Auf die Frage der Rechtsgültigkeit der Berliner Polizeiverordnung vom 1. 6.1951 kommt es nicht an. Die Frage, ob sich die Klägerin strafbar 


   gemacht hat, ist zu unterscheiden von der,  ob sie als Arbeitnehmerin ihre Treuepflicht zu ihrem Dienstherrn verletzt hat. Daß die Klägerin dies 


   getan hat, kann nach dem vorliegenden Sachverhalt nicht zweifelhaft sein. Bei der besonderen Lage Berlins würde es tatsächlich eine Selbstaufgabe 


   bedeuten, wenn der rechtmäßige Berliner Senat in seiner Verwaltung so aktive Gesinnungsfreunde der auf den Umsturz unserer verfassungs-


   mäßigen Ordnung hinarbeitenden östlichen Machthaber dulden würde, wie die Klägerin es ist.“  (S. 9 des Urteils) 


� „Wenn es schon von vornherein verdächtig erscheinen mußte, daß die Klägerin plötzlich im Jahre 1951 ihr humanitäres Gewissen entdeckt, 


   nachdem sie in den Notzeiten der Blockade keinen Groscurth-Ausschuß zur Rettung der Verhungernden und Erfrierenden in Westberlin ins Leben 


   gerufen hatte, so kann ihr diese Tarnung ihres Verhaltens nun überhaupt nicht mehr geglaubt werden, (...)“  (das.)


� siehe seine Erinnerungen, nach seiner Entführung (1961) 1967 in München erschienen udT „Ein Traum, der nicht entführbar ist“, 374 S.;  


   Kapitel „Mein Freund Robert Havemann“,  S. 281-303. (Frau Dr. Gr. wird nicht erwähnt, ebenso Dr. Georg Groscurth.)


� FDGB-Funktionärin, 1897-1993, Parteiveteranin (so im Volkskammer-Handbuch 1977 genannt), war vor 1933 für die KPD im Reichstag. 


   Exil in der UdSSR, davon einige Jahre im Lager interniert lt. Hermann Weber, Weiße Flecken.  


� Theo Schwieger, beim Groscurth-Ausschuß Leiter des Sekretariats, mit weitreichenden Befugnissen. „Theo Schwieger war nach Aktenlage von 


  1953 bis 1960 Sekretär des Groscurth-Ausschusses. Zugleich war er von 1954 bis 1972 hauptamtlicher Mitarbeiter der Hauptverwaltung Aufklärung 


  des Ministeriums für Staatssicherheit.“ (StU)


� später  wichtigster Zeuge der Anklage gegen sie (Moabit, Juni 1957), Prozeß endete mit Freispruch / vgl. FCD 237-242.


� Martha Chwalek, stellv. Abteilungsleiterin des Gesundheitsamtes in Berlin C 2 (Mitte), laut Personenkartei des Dezernats I/3 (Polit. Polizei) „politische 


  Schlüsselperson des Ost-Berliner Gesundheitswesens, sehr ehrgeizig, rücksichtslos, gefährlich“ (Rep. 58 II 48ff); vermutlich die Gattin von Roman 


  Chwalek, Jg. 1898. Er war ab 1950 Minister für Arbeit der DDR, ab 1953 Minister für Eisenbahnwesen.


� laut Berl.Ztg.  „Nach einem Bericht der Staatssicherheit nahmen bis zum 7. Juli 1953 die Staatssicherheit 4816 Personen (...) und die Volkspolizei 


  4311 Personen fest. Beide Dienststellen übergaben davon 2573 Personen den Gerichten, 5671 wurden entlassen (...).“  BStU, ZA (zit. nach PV 26, 14)


� Weil der Demokratische Frauenbund der Regierung am 20. 2.54 mitgeteilt hatte, Pieck und Ulbricht hätten sich „hervorragende Verdienste bei der 


  Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau“ erworben. Das hatten diese aber wohl bestritten. –  Ansonsten Hebammen und Gynäkologen.


� also hier ab September 1970.


� er wohnte in Charlottenburg, u.a. in der Knobelsdorffstraße.


� War als Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz am 20. Juli auf noch heute ungeklärte Weise in den Ostsektor geraten – evtl. betäubt und  


     verschleppt durch den West-Berliner Arzt Dr. Wohlgemuth aus der Uhlandstraße. Vgl. u.a. Margret Boveri, Der Verrat im 20.Jh., Reinbek 1976.


� Die entsprechenden Stasi-Herren hatten ihre VVO bereits am 30. Juni 1954 bekommen (VVO, 189-208, Begründung: 207f).


� Der Orden wurde erst 1954 gestiftet. Er  wurde ab Jahresbeginn „für besondere Verdienste“ verliehen in Gold, Silber oder Bronze. (Enzyklopädie 


     der DDR, Reinbek 1994, S. 9695), siehe die Liste (einiger) der Ordensträger in Wikipedia.


� Der West-Berliner Polizei, offenbar Staatsschutz / Politische Polizei.


� Was würde wohl Volkspolizei oder Stasi tun, wenn sie etwas wissen wollen und die Person sich nicht rührt ?


� Gemeint sind die Wahlen zum Abgeordnetenhaus, 1 694 896 Wahlberechtigte.  Von den abgegebenen gültigen 1 535  893 Stimmen erhielt 


   die SED 2,7 %, in Charlottenburg nur 2,1 %.   (Statistisches Jahrbuch Berlin, 1955, S. 306/308)  „Im September 1954 errang sie [die SED] 


   mit ihren Spitzenkandidaten Robert Havemann und Helene Weigel ihr bis heute bestes westberliner Ergebnis mit 2,7 %  und erreichte im 


   Wedding sogar 4,3 %.“  (internet-Serie: 40 Jahre KPD-Verbot, aus: westberliner info, 4/88)


� „Die vom Senator für Arbeit in den Jahren 1951 bis 1953 betriebene Aufhebung der Zulassung scheiterte an den Bestimmungen von 1951, die eine 


   Entziehung der Approbation nur wegen geistiger, charakterlicher oder moralischer Unzulänglichkeit ermöglichen.“  (lt. Bericht des LfV vom 13.6.56, 


   Rep. 58 II 2ff) 


� Bruno Baum, damals SED-Sekretär in der Landesleitung Berlin.


� Deutsche Erstausgabe 1929, DDR-Ausgaben 1949 und 1959.  Zur Autorin vgl. Margret Boveri, Der Verrat im 20. Jahrhundert.


� Anfrage (e-mail) am 5. 7.2005: dort seien keinerlei Unterlagen mehr vorhanden, nach zehn Jahren würde alles vernichtet. (Unvorstellbar.)


� Paul Wengels, u.a. 1949-1952 Vorsitzender der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, Landesverband Berlin


� „Die Sowjets blieben in der Masurenallee, mitten im inzwischen britischen Sektor, auch als ihnen der französische Stadtkommandant 1948 den Sendemast in Tegel sprengte, und selbst dann, als die Briten das Areal 1952 mit Stacheldraht einzäunten. (...) Erst 1956 räumten die Sowjets das Feld, (...)“ (Der Tagesspiegel, 21. 1.2006, mit Abb.: 1952 – Drinnen sendet der „Berliner Rundfunk“).





